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1 EINLEITUNG

Die Linke steckt in der Krise, einmal mehr. Was 
untrennbar mit einer weitaus breiteren Krise der 
außerparlamentarischen gesellschaftlichen Linken 
verbunden ist (Zelik 2022: 585 f.), verdichtete sich – 
sowohl eigenlogisch als auch symptomatisch – in der 
krachenden Wahlniederlage der Partei DIE LINKE bei 
der Bundestagswahl 2021. Von respektablen 9,2 Pro-
zent bei der Bundestagswahl 2017 rutschte die Partei 
vier Jahre später auf gerade einmal 4,9 Prozent und 
damit unter die neuralgische Fünf-Prozent-Marke 
ab (Kahrs 2021). Einzig die Direktmandate der Kan-
didat*innen Gregor Gysi, Gesine Lötzsch und Sören 
Pellmann sicherten den Wiedereinzug in den Bun-
destag. Neben viel zitierten innerparteilichen Kon-
fliktlinien und Querelen (Zelik 2022) ist es die fehlende 
Verankerung der Linkspartei in den unteren (lohnar-
beitenden wie auch nicht-lohnarbeitenden) Klassen, 
die wiederholt als zentrales Problem identifiziert wird 
(Dörre 2022; Westheuser/Beck 2022). Dies ist umso 
besorgniserregender, da sich im Zuge der multiplen 
kapitalistischen Krisen der vergangenen Jahre die 
realweltlichen Ansatzpunkte linker Politik eigent-
lich vervielfacht haben (Demirović 2022: 608). Kurz 
gesagt: Die linken Potenziale sind da, sie können aber 
an der Wahlurne kaum umgesetzt werden.
Vor dem Hintergrund dieser schwierigen Ausgangs-
lage befasst sich die vorliegende Literaturstudie mit 
den politischen Orientierungen und dem Wahlver-
halten von Menschen mit Migrationshintergrund in 
Deutschland. Auf der Grundlage einer qualitativen 
Analyse relevanter Publikationen, insbesondere aus 
der empirischen Wahlforschung seit Anfang der 
2000er-Jahre, wird drei zentralen Fragestellungen 
nachgegangen: (1) Welche Untersuchungen, Studien 
und Publikationen liefern seriöse Aussagen über die 
politischen Orientierungen sowie über das Wahlver-
halten von Menschen mit einer familiären Einwan-

derungsgeschichte? (2) Lassen sich aus den vorlie-
genden Untersuchungen Schlussfolgerungen zum 
Verhältnis von politischer Orientierung der Befragten 
einerseits und ihrer sozioökonomischen Stellung 
wie auch ihrer migrationsspezifischen Erfahrungen 
andererseits ziehen? (3) Welche weiteren, zunächst 
«migrationsunspezifischen» Erklärungsfaktoren – 
etwa formaler Bildungsgrad, Alter, Geschlecht oder 
sexuelle Orientierung – beeinflussen die politische 
Orientierung und das Wahlverhalten von Wahlbe-
rechtigten mit familiärer Einwanderungsgeschichte?
Ausgehend von diesen Fragestellungen gehe ich 
wie folgt vor: Nach einem kurzen Überblick über den 
Umfang der Literaturstudie und die ihr zugrunde 
liegende Methodik (Abschnitt 2) folgt eine themati-
sche Annäherung an das Themenfeld Wahlverhal-
ten von Menschen mit familiärer Einwanderungs-
geschichte in Deutschland. Nach einer knappen 
kritischen Einordnung des Begriffs Migrationshin-
tergrund (Abschnitt 3.1) wird ein Überblick über die 
wichtigsten Herkunftsländer und -gruppen gege-
ben (Abschnitt 3.2); im Anschluss wird die zuneh-
mende Bedeutung «migrantischer Wähler*innen-
stimmen» in Deutschland diskutiert (Abschnitt 3.3) 
und die empirische Datenlage bezüglich des Wahl-
verhaltens von Bürger*innen mit familiärer Einwan-
derungsgeschichte zusammenfassend dargestellt 
(Abschnitt 3.4). Auf dieser Grundlage erfolgt in den 
beiden nächsten Abschnitten die eigentliche Analyse. 
Diese unterteilt sich in den Themenkomplex Wahl-
beteiligung von Menschen mit familiärer Einwande-
rungsgeschichte (Abschnitt 4) und Wahlverhalten von 
Menschen mit familiärer Einwanderungsgeschichte 
(Abschnitt 5). Abschnitt 6 fasst die gesammelten 
Erkenntnisse abschließend zusammen, weist auf ver-
bleibende Leerstellen hin und entwickelt Empfehlun-
gen für das weitere Vorgehen.

2 METHODIK

Die vorliegende Literaturstudie beruht auf der qua-
litativen Inhaltsanalyse von 21 einschlägigen wis-
senschaftlichen Publikationen zum Thema Wahlver-
halten von Menschen mit Migrationshintergrund 
in Deutschland. Das Gros der gesichteten Literatur 
sind Studien aus der akademisch orientierten empi-
rischen Wahlforschung einerseits (etwa Goerres 
et al. 2018; Wittlif et al. 2022; Wüst 2002) und Pub-
likationen politiknaher Forschungsinstitutionen und 
Stiftungen andererseits (etwa Pokorny 2016; Wüst/

Faas 2018), wobei in beiden Bereichen mitunter die-
selben Autor*innen das Diskursfeld bestimmen. Aus-
gewählt wurden die Publikationen auf der Grundlage 
einer ersten Stichwortsuche in der Suchmaschine 
Google Scholar. Diese erste «Kerngruppe» relevan-
ter Studien erlaubte es, nach dem «Schneeballprin-
zip» weitere einschlägige Publikationen zu identifi-
zieren. Insgesamt wurden so 21 Publikationen, die 
sich mit dem Wahlverhalten von Wähler*innen mit 
Migrationsgeschichte beschäftigen, berücksichtigt 
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und nach Maßgabe einer qualitativen Inhaltsanalyse 
untersucht. Der zeitliche Schwerpunkt lag dabei auf 

1	 BAME steht für Black, Asian and Minority Ethnic und geht aus der zuvor vorherrschenden Bezeichnung BME (Black and Minority Ethnic) hervor.  
Beide Kategoriensysteme können bis in die 1970er-Jahre zurückverfolgt werden. Für eine differenzierte und kritische Diskussion des BAME-Begriffs 
vgl. ausführlich DaCosta et al. (2021).

dem Zeitraum ab Anfang der 2000er-Jahre bis Früh-
jahr 2023.

3 AUSGANGSPUNKTE

3.1 ZWISCHEN DIFFERENZ UND HOMO­
GENISIERUNG: ZUM BEGRIFF MIGRATIONS­
HINTERGRUND

Während der Begriff Migrationshintergrund erstmals 
in den späten 1990er-Jahren von Ursula Boos-Nün-
ning als wertneutralere Alternative zum stigmati-
sierten Begriff Ausländer*in in wissenschaftliche 
Debatten eingeführt wurde, bildet er erst seit 2005 
eine offizielle statistische Kategorie in Deutschland 
(El-Mafaalani 2017: 467). Diese wird seither, etwa 
im jährlichen Mikrozensus des Statistischen Bun-
desamts, kontinuierlich erfasst. Im Zuge der Reform 
des Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr 2000 stellte 
die Einführung des Begriffs Migrationshintergrund 
zugleich den Versuch dar, den von der rot-grünen 
Bundesregierung beschlossenen relativen Erleich-
terungen im Einbürgerungsrecht statistisch Rech-
nung zu tragen (Karakayali/Bouali 2021: 8; Wüst/
Faas 2018: 5). Nach der Definition des Statistischen 
Bundesamts «gilt als Person mit Migrationshinter-
grund, wer die deutsche Staatsangehörigkeit nicht 
durch Geburt besitzt oder wer mindestens einen 
Elternteil hat, auf den dies zutrifft» (Wittlif et al. 2022: 
336). Dieser Definition folgend besaß im Jahr 2019 
rund jede*r vierte Einwohner*in Deutschlands einen 
Migrationshintergrund, also 21,2 Millionen Men-
schen oder 26 Prozent der Bevölkerung. Unter den 
etwa 60 Millionen Wahlberechtigten in Deutschland 
wiederum besitzt jede*r achte einen Migrationshin-
tergrund, dies entspricht 7,5 Millionen Menschen 
oder 12,5 Prozent aller Wahlberechtigten (Wittlif 
et al. 2022: 336 f.).
Obwohl der Begriff Migrationshintergrund einen dis-
kursiven Fortschritt gegenüber dem abwertenden 
Begriff Ausländer*in darstellt, ist auch er keineswegs 
unproblematisch. Ohne auf die diversen Kritiken und 
Befürwortungen des Begriffs ausführlicher eingehen 
zu können, sei zumindest auf einen Kernwiderspruch 
hingewiesen, der in der Debatte wiederholt zutage 
tritt. So weisen Kritiker*innen des Begriffs darauf hin, 
dass mit der Kategorie Migrationshintergrund eine 
problematische, potenziell rassialisierende Markie-
rung und Fremdzuschreibung von Personen einher-

gehe. Dies gelte insbesondere dann, wenn damit 
Menschen gemeint sind, deren Sozialisation vorran-
gig oder ausschließlich in Deutschland stattgefun-
den hat (etwa El-Mafaalani 2017; Kunz 2015). Dem 
steht das Argument gegenüber, dass die empirische 
Erfassung der Kategorie Migrationshintergrund dazu 
beitragen kann, jene realen Differenzen und Diskri-
minierungen in der Bevölkerung sichtbar zu machen, 
die mit einer Einwanderungsbiografie oftmals einher-
gehen (vgl. Karakayali/Bouali 2021: 8). DaCosta et al. 
(2021) bringen diesen grundsätzlichen Widerspruch 
zwischen migrantischer Selbstermächtigung und 
staats-statistischer Fremdzuschreibung im Kontext 
des Vereinigten Königreichs und der dort lange Zeit 
vorherrschenden (jedoch keineswegs unumstritte-
nen) BAME-Kategorie1 auf den Punkt:

«Counting and categorisation is a double-edged sword; 
as well as offering a basis for ‹ethnic pride› and national 
identification, we know that such markers of difference, 
through processes of ‹othering›, have acted as a proxy 
for determining moral worth, superiority/inferiority, and 
belonging/non-belonging. Whereas the former deploy-
ment of ethnic differentiation has been driven by a desire 
to promote equality and social justice, the latter use has 
served as a tool for the justification of inequality, racism, 
‹ethnic cleansing› and genocide.» (DaCosta et al. 2021: 
11)

Jenseits dieser Widersprüchlichkeit bleibt jedoch 
unbestritten, dass mit der empirischen Kategorie 
Migrationshintergrund die Gefahr einer methodi-
schen Simplifizierung einhergeht, die jene gesell-
schaftlichen historischen Prozesse und geo-
grafischen Komplexitäten, die einer familiären 
Einwanderungsgeschichte in aller Regel zugrunde 
liegen, hinter einer verallgemeinernden Sammelka-
tegorie verschwinden lässt. Individuelle und grup-
penspezifische Migrationserfahrungen entlang 
verschiedener historischer Migrationssysteme  – 
etwa «Arbeitsmigration» nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs (Bojadžijev 2008; Weis 2023), «Aus-
siedlermigration» nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion (Wittlif et al. 2022: 337 f.) oder «Flucht-
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migration» etwa im Zuge der andauernden Kriege 
in Syrien und der Ukraine (BAMF 2023; Gülzau et al. 
2022a) – verkomplizieren das Bild zusätzlich (Wüst 
2011: 158). Wie Serhat Karakayali und Celia Bouali 
festhalten, zeigt die Kategorie Migrationshintergrund 
in diesem Sinne eine soziale Position an, «hinter der 
sich gesellschaftliche Prozesse und Strukturen ver-
bergen, die entlang dieser Kategorie Ungleichheit 
hervorbringen und zementieren: prekarisierende 
Migrationsregime, Arbeitsmarktsegmentierungen, 
Exklusion und Diskriminierung im Bildungssystem 
und rassistische Debatten und Bewegungen» (Kara-
kayali/Bouali 2021: 7). Umso bedeutsamer ist es, im 
Auge zu behalten, dass schon allein die Sichtbarma-
chung und mehrheitsgesellschaftliche Anerkennung 
migrationsspezifischer Ungleichheiten – geschweige 
denn ihre zu erhoffende Überwindung – von den 
Betroffenen immer wieder selbst eingefordert und in 
politischen, betrieblichen und anderen selbstorgani-
sierten Auseinandersetzungen aktiv erkämpft werden 
muss (Bojadžijev 2008).

3.2 DEUTSCHE MIT MIGRATIONSHINTER­
GRUND: DIE WICHTIGSTEN HERKUNFTS­
LÄNDER UND -GRUPPEN

Etwa ein Viertel der deutschen Bevölkerung besitzt 
einen Migrationshintergrund: Der Mikrozensus 2021 
gibt einen Anteil von 27,5 Prozent an (Statistisches 
Bundesamt 2023: 39). Etwa die Hälfte dieser Perso-
nen – also circa 12,5 Prozent – besitzt die deutsche 
Staatsbürgerschaft und damit das allgemeine Wahl-
recht (Wittlif et al. 2022: 336). Mit diesem Personen-
kreis – Menschen mit Migrationshintergrund, die die 
deutsche Staatsbürgerschaft besitzen – befasst sich 
Abschnitt 3.2. Der ebenso große Anteil von Men-
schen mit Migrationshintergrund, die keine deutsche 
Staatsbürgerschaft besitzen und somit von der politi-
schen Willensbildung ausgeschlossen sind, wird im 
Folgenden nicht berücksichtigt (siehe Abschnitt 4).
In absolute Zahlen übersetzt bedeuten die obigen 
Werte, dass von den etwa 60 Millionen Wahlberech-
tigten in Deutschland rund 7,5 Millionen entweder 
selbst nach Deutschland eingewandert sind («erste 
Generation») oder als Kinder von mindestens einem 
Elternteil mit Migrationserfahrung geboren wurden 
(«zweite Generation») (Wittlif et al. 2022: 337). Den 
mit Abstand größten Anteil, nämlich fast ein Drittel 
aller Wahlberechtigten mit Migrationshintergrund, 
macht die Gruppe der sogenannten Spät-/Aussied-
ler*innen aus (Wüst/Faas 2018: 7).2 In genauer Defini-
tion handelt es sich hierbei um «Personen deutscher 

2	 Wittlif et al. geben an, dass «Spät-/AussiedlerInnen und ihre Nachkommen […] insgesamt etwa die Hälfte der Wahlberechtigten mit 
Migrationshintergrund aus[machen]» (2022: 338).

3	 Dazu gehören Spät-/Aussiedler*innen aus dem heutigen Russland (1,2 Prozent) und aus dem heutigen Kasachstan (1,2 Prozent).

Abstammung und deren Familienangehörige, die auf 
Grundlage des Bundesvertriebenengesetzes nach 
1950 vornehmlich aus den Staaten Mittel- und Ost-
europas sowie aus der Sowjetunion bzw. ihren Nach-
folgestaaten nach Deutschland übergesiedelt sind» 
(Wittlif et al. 2022: 338). Unterschieden wird hierbei 
zwischen (Alt-)Aussiedler*innen, die bis einschließ-
lich 1992 eingebürgert wurden (und hauptsächlich 
aus Polen, der UdSSR und Rumänien kamen), und 
Spätaussiedler*innen, die seit 1993 anerkannt wur-
den und fast ausschließlich (zu über 97 Prozent) aus 
der ehemaligen Sowjetunion nach Deutschland ein-
wanderten (Wittlif et al. 2022: 338). Insgesamt erge-
ben sich nach Wüst und Faas (2018: 7) folgende Ver-
teilungen: Die größte Gruppe der Wahlberechtigten 
mit Migrationshintergrund in Deutschland bilden, 
wie erwähnt, Spät-/Aussiedler*innen aus der ehe-
maligen Sowjetunion (3,2 Prozent aller Wahlberech-
tigter in Deutschland).3 Es folgen Wahlberechtigte 
mit polnischem (1,5 Prozent) und türkischem Migra-
tionshintergrund (1,2 Prozent). Eingebürgerte aus 
Rumänien und den Gebieten des ehemaligen Jugos-
lawien machen je 0,5 Prozent aller Wahlberechtigten 
in Deutschland aus. Heute stammen also etwa zwei 
Drittel aller Wahlberechtigten mit Migrationshinter-
grund aus diesen fünf Ländern; das restliche Drittel 
verteilt sich allerdings auf eine Vielzahl weiterer EU- 
und Nicht-EU-Staaten, was auf die angesprochene 
enorme Heterogenität des Begriffs Migrationshin-
tergrund verweist (Wüst/Faas 2018: 7). Zusammen-
gefasst ergibt sich ein Anteil von 10,2 Prozent der 
Wahlberechtigten mit Migrationshintergrund in 
Deutschland im Jahr 2016 (siehe Abb. 1).
Weithin gruppenübergreifend können außerdem 
die folgenden Beobachtungen gemacht werden: 
In Bezug auf das Verhältnis von erster und zwei-
ter Migrationsgeneration fällt erstens auf, dass der 
Großteil aller Wahlberechtigten mit Migrationshin-
tergrund (8,1 Prozent der insgesamt 10,2 Prozent) 
über eine eigene Migrationserfahrung verfügt, also 
der ersten Generation zuzurechnen ist (Wüst/Faas 
2018: 7). Eine Ausnahme stellen Wahlberechtigte mit 
türkischem und italienischem Migrationshintergrund 
dar, bei denen die zweite Generation deutlich stär-
ker vertreten ist: «Während von allen Menschen mit 
Migrationshintergrund nur ein Drittel in Deutschland 
geboren ist, trifft dies für 52 Prozent der Türkeistäm-
migen und für 43,5 Prozent der Italienstämmigen zu» 
(El-Mafaalani 2017: 469; ähnlich: Wüst/Faas 2018: 
7 f.). Zweitens zeigt sich ein deutliches Ost-West-
Gefälle: «Während es 2013 mit Ausnahme Berlins 
im Osten keine Wahlkreise mit einem nennenswer-
ten Anteil an Wahlberechtigten mit Migrationshin-
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Abbildung 1: Zusammensetzung der Wahlberechtigten nach Migrationshintergrund,  
Herkunftsgebiet und Generation 2016

tergrund gab, liegen die entsprechenden Anteile im 
Westen durchweg höher» (Wüst/Faas 2018: 8). Drit-
tens schließlich kann ein ebenso prägnantes Stadt-
Land-Gefälle ausgemacht werden: «In insgesamt elf 
Wahlkreisen – alle in Großstädten – lag der Anteil der 
Wahlberechtigten mit Migrationshintergrund über 
einem Fünftel der Wahlberechtigten insgesamt.» 
(Wüst/Faas 2018: 8) In Stuttgart und Frankfurt am 
Main etwa waren laut Mikrozensus 2005 «jeweils 
etwa 15 Prozent der Bevölkerung Deutsche mit 
Migrationshintergrund» (Schönwälder 2009: 833). 
Beide Gefälle – Ost-West und Stadt-Land – sind in 
der kartografischen Darstellung der deutschen Wahl-
kreise aus dem Jahr 2013 deutlich erkennbar (siehe 
Abb. 2).
Abschließend sei erwähnt, dass die anstehenden 
Einbürgerungen von Geflüchteten aus Syrien (Gül-
zau et al. 2022a) und, mit etwas zeitlichem Abstand, 
Geflohener aus der Ukraine aller Voraussicht nach 
weitere relevante Gruppen von Wähler*innen mit 
Migrationshintergrund darstellen werden (BAMF 
2023). In Bezug auf Geflüchtete aus der Ukraine bleibt 
indes abzuwarten, wie sich die Kriegssituation sowie 
die ökonomische Lage in der Ukraine in den kom-
menden Jahren entwickeln werden. In den gesichte-
ten Studien der empirischen Wahlforschung spielten 
beide Gruppen noch keine Rolle.

3.3 ZUR WACHSENDEN BEDEUTUNG 
«MIGRANTISCHER» WÄHLER*INNEN

Bei der Bundestagswahl 2021 besaßen von den 
etwas mehr als 60 Millionen Wahlberechtigten in 
Deutschland etwa 13 Prozent – oder 7,9 Millionen 
Menschen – einen eigenen oder familiären Migra
tionshintergrund (Goerres et al. 2022a: 6). Dies ist 
das Ergebnis einer stetigen Steigerung des Anteils 
der Wahlberechtigten mit Migrationshintergrund 
über die vergangenen Jahre und Jahrzehnte (Mayer 
et al. 2021: 82 f.; Wüst/Faas 2018: 5). Wie der sprich-
wörtliche rote Faden zieht sich der Befund der zuneh-
menden Bedeutung der Wähler*innen mit Migra-
tionshintergrund durch nahezu alle einschlägigen 
Publikationen (Goerres et al. 2022a: 5 f.; Schönwälder 
2009: 833; Wüst 2014: 119). Grob lässt sich dabei mit 
einem Zuwachs von etwa 100.000 Einbürgerungen 
pro Jahr rechnen (Wittlif et al. 2022: 338 f.), wobei 
diese Zahl in den kommenden Jahren steigen dürfte. 
Sowohl die anstehenden Einbürgerungen syrischer 
(und anderer) Kriegsgeflüchteter, die seit 2015 nach 
Deutschland kamen, als auch die geplante Absen-
kung von Einbürgerungshürden durch die Ampelko-
alition aus SPD, Grünen und FDP deuten darauf hin, 
dass die Zahl der jährlichen Einbürgerungen noch-
mals deutlich steigen könnte (Gülzau et al. 2022a; 

Quelle: Wüst/Faas 2018: 7
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tagesschau.de 2023). Im Jahr 2021 waren es dem-
entsprechend bereits mehr als 131.000 Menschen, 
die die deutsche Staatsbürgerschaft und damit das 
allgemeine Wahlrecht erhielten (Gülzau et al. 2022a: 
6). Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass das 
«Gewicht, das Wähler mit Migrationshintergrund im 
Hinblick auf Wahlergebnisse potenziell in die Waag-
schale werfen können, […] in den letzten Jahrzehnten 
deutlich angestiegen» ist (Wüst 2011: 157).
Der Zuwachs «migrantischer» Wähler*innenstim-
men hat verschiedene Ursachen (vgl. Wittlif et al. 
2022: 338 f.). Wie bereits angedeutet, spielt ers-
tens die steigende Anzahl jährlicher Einbürgerun-
gen eine wichtige Rolle. Hier kommt dynamisierend 
hinzu, dass in den kommenden Jahren zunehmend 
mehr Geflüchtete aus Syrien, Afghanistan und dem 
Irak, die im Zuge des «Sommers der Migration» zwi-
schen 2015 und 2016 nach Deutschland gekommen 
sind, Anspruch auf die deutsche Staatsbürgerschaft 
haben werden. Wie Gülzau et al. (2022a: 4 f.) feststel-
len, leben derzeit mehr als 1,8 Millionen Menschen 

aus humanitären Gründen in Deutschland. Ein Drit-
tel dieser Gruppe sind syrische Staatsangehörige, 
die wegen des anhaltenden Bürgerkriegs aus ihrem 
Heimatland geflohen sind. Auf Grundlage der feh-
lenden Rückkehrperspektive errechnen die Autoren 
drei Szenarien kommender Einbürgerungsraten syri-
scher Geflüchteter in Deutschland. Zwischen 2022 
und 2024 könne es, je nach Szenario, zu «insgesamt 
39.000, 101.000 bzw. 157.000 Einbürgerungen von 
Syrerinnen und Syrern kommen» (2022a: 5). Mit 
anderen Worten: Allein «syrische» Einbürgerungen 
haben in den kommenden Jahren das Potenzial, die 
gewohnte jährliche Einbürgerungsrate von 100.000 
zu erreichen bzw. zu durchbrechen.
Zweitens wurde das deutsche Staatsbürgerschafts-
recht gelockert. Auch wenn Deutschland im inter-
nationalen Vergleich weiterhin ein sehr restriktives 
Einbürgerungsregime besitzt (Doublet 2014: 92 f.; 
Kroh/Tucci 2009: 821), haben verschiedene gesetz-
liche Anpassungen die historisch hohen Einbürge-
rungshürden in Deutschland teilweise abgesenkt. 

Abbildung 2: Anteil Wahlberechtigter mit Migrationshintergrund in Wahlkreisen 2013 
(Datengrundlage: Zensus 2011)

Quelle: Wüst/Faas 2018: 8

http://tagesschau.de
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Seit der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts von 
1999/2000 etwa erhalten Kinder von dauerhaft in 
Deutschland lebenden «Ausländer*innen» im Nor-
malfall die deutsche Staatsbürgerschaft (Wittlif et al. 
2022: 338; Wüst/Faas 2018: 5). Nichtsdestotrotz 
bleibt Deutschland, wie Martin Kroh und Ingrid Tucci 
betonen, «eines der wenigen OECD-Länder, in denen 
nur eine Minderheit der Personen mit Migrationshin-
tergrund die jeweilige Staatsangehörigkeit besitzt» 
(2009: 821). Trotz (oder gerade aufgrund) des res
triktiven Status quo sind auch in naher Zukunft wei-
tere relative Lockerungen des deutschen Einbürge-
rungsrechts zu erwarten. Entsprechende Pläne sind 
im Koalitionsvertrag der rot-grün-gelben Regierung 
festgeschrieben und werden seit November 2022 
öffentlich debattiert. Vorgesehen sind unter anderem 
die Herabsetzung der Mindestaufenthaltsdauer von 
bisher acht auf zukünftig fünf beziehungsweise drei 
Jahre. Zudem soll der für Einbürgerungen notwen-
dige Sprachnachweis bei Menschen ab 67 Jahren 
teilweise entfallen (tagesschau.de 2022). Zusam-
men mit den anstehenden Einbürgerungen aus dem 
«Sommer der Migration» 2015 ist somit zu erwarten, 
dass der Anteil von Wähler*innen mit Migrationshin-
tergrund in Deutschland weiter und mit zunehmender 
Geschwindigkeit steigen wird.
Trotz oftmals geringerer Wahlbeteiligung von Bür-
ger*innen mit familiärer Einwanderungsgeschichte 
(siehe Abschnitt 4 unten) bleibt festzuhalten, dass die 
relative Bedeutung von Menschen mit Migrationshin-
tergrund bei Wahlen in Deutschland in den vergan-
genen Jahren stetig zugenommen hat. Ein ähnlicher 
oder sich dynamisierender Trend ist auch in Zukunft 
zu erwarten.

3.4 DÜNN BIS NICHT VORHANDEN:  
DIE DATENLAGE

Die Forschung zum Wahlverhalten von Migrant*in-
nen steckt in Deutschland noch in den Kinderschu-
hen. Obwohl seit Ende der 1990er-Jahre ein zuneh-
mendes Interesse an der Wahlbeteiligung und am 
Wahlverhalten migrantischer Bevölkerungsgruppen 
zu beobachten ist (grundlegend: Wüst 2002), stellen 
nahezu alle sondierten Publikationen einen frappie-
renden Datenmangel heraus, der die Forschung vor 
große Probleme stellt (Müssig/Worbs 2012: 12 f.; 
Schönwälder 2009: 837; Wüst 2011: 59 f.; Wüst/
Faas 2018: 5). Empirisch fundierte Aussagen über 
das Wahlverhalten von Bürger*innen mit familiärem 
Migrationshintergrund, die über allgemein diagnos-
tizierte Tendenzen hinausgehen, zu treffen, bleibt 
schwierig. Eine (teilweise) Ausnahme stellen Studien 
zu den zwei größten Gruppen von Wähler*innen mit 
Migrationshintergrund in Deutschland dar: Deutsche 
mit (post-)sowjetischem Hintergrund und türkeistäm-

mige Deutsche (vgl. Goerres et al. 2018; Goerres et al. 
2022b). Abgesehen von der etwas besseren Daten-
lage bei diesen zwei Gruppen bleibt die Erforschung 
migrantischen Wahlverhaltens in Deutschland jedoch 
äußerst lückenhaft. Die vorhandenen Daten, so 
etwa der zusammenfassende Befund von Andreas 
M. Wüst und Thorsten Faas, «ermöglichen es nur in 
Ansätzen und meist auch nur für große Teilgruppen 
(Russlanddeutsche, Türkeistämmige), zentralen For-
schungsfragen nachzugehen» (2018: 21).
Die dünne Datenlage wird auf unterschiedliche 
Weise erklärt (Wüst 2011: 159 f.). Erstens ist die 
Gruppe der Wahlberechtigten mit Migrationshinter-
grund in Deutschland vergleichsweise klein. Trotz 
der zunehmenden relativen Bedeutung migranti-
scher Wähler*innenstimmen bleiben Wähler*innen 
mit Migrationshintergrund in absoluter Hinsicht eine 
Minderheit, was zu grundlegenden Problemen des 
Datensamplings führt (Wüst 2011: 160). Diese For-
schungshürde wird zweitens dadurch erhöht, dass 
der weit gefasste Begriff Migrationshintergrund die 
enorme innere Heterogenität dieser Gruppe wei-
testgehend verschleiert (El-Mafaalani 2017). Diese 
Heterogenität erhöht jedoch den Erhebungsauf-
wand für empirische Studien deutlich (Wittlif et al. 
2022: 351). Drittens spielt die Selbstwahrnehmung 
einer weißen deutschen Mehrheitsgesellschaft eine 
Rolle, die Deutschland jahrzehntelang als vermeintli-
ches «Nichteinwanderungsland» sah und dies auch 
medial aktiv proklamierte (kritisch Bojadžijev 2008; 
Weis 2023: 58). Auch dieses verzerrte Selbstbild mag 
eine Erklärung für das lange Desinteresse der deut-
schen Wahlforschung an den potenziellen Spezifika 
«migrantischen Wahlverhaltens» sein (Schönwälder 
2009: 833; Wüst 2011: 160).
Wie in Abschnitt 3.1 bereits angesprochen, ist vier-
tens die grundlegende Problematik mitzudenken, 
dass mit der empirischen Erfassung und Kategorisie-
rung migrantischer Gruppen immer auch die Gefahr 
einer ethnischen Essentialisierung einhergeht. Diese 
Zweischneidigkeit ist in Deutschland in historisch 
besonderer Weise zu betrachten (Liebscher 2023). 
Denn gerade vor dem Hintergrund des Nationalsozi-
alismus und seiner «Rassengesetze» ist es denkbar, 
dass in der deutschsprachigen Wahlforschung lange 
Zeit eine gewisse Vorsicht gegenüber ethnischen 
Zuschreibungen vorherrschte. Auch dies könnte 
ein – durchaus nachvollziehbarer, wenn auch in der 
Literatur leider nicht explizit thematisierter – Erklä-
rungsfaktor für die vergleichsweise dünne Daten-
lage bezüglich «migrantischen Wahlverhaltens» in 
Deutschland sein.
Nichtsdestotrotz gibt es mittlerweile eine solide 
Anzahl teils regelmäßig durchgeführter empirischer 
Erhebungen, die ihren Fokus auf das Wahlverhalten 
von Deutschen mit Migrationshintergrund legen (zur 
Übersicht vgl. Müssig/Worbs 2012: 13 ff.; Wüst/Faas 

http://tagesschau.de
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2018: 10 f.). Den im Folgenden aufgeführten Erhe-
bungen kommt eine besonders wichtige Rolle zu.

	� ZDF-Politbarometer 1999
	� Eine erste Erfassung migrationsspezifischen Wahl-

verhaltens und politischer Einstellungen erfolgte 
im Jahr 1999 durch die von der Forschungsgruppe 
Wahlen durchgeführten Politbarometer-Befra-
gungen des ZDF. Der existierende Fragenkatalog 
wurde damals um zusätzliche Variablen erweitert, 
sodass Personen mit und ohne Migrationshinter-
grund spezifisch erfasst werden konnten (Wüst 
2002: 78).

	� Integrationssurvey des Bundesinstituts für 
Bevölkerungsforschung (BIB) (2001)

	� Auch der Integrationssurvey des BiB bietet eine 
der ersten Erhebungen der politischen Einstellun-
gen sowie der politischen Partizipation von Bür-
ger*innen mit Migrationshintergrund. Die Studie 
beruht auf der Befragung von Deutschen ohne 
Migrationshintergrund sowie (teils eingebürger-
ten) Migrant*innen aus der Türkei und Italien. Aus 
den drei Gruppen wurden jeweils circa 1.200 Men-
schen zu Themen der politischen Partizipation, 
nicht jedoch zu ihrem spezifischen Wahlverhalten 
befragt (Haug/Diehl 2005).

	European Social Survey (ESS)
	� Der ESS wird von der European Science Founda-

tion (ESF) durchgeführt und seit 2002 in zweijäh-
rigem Abstand in 30 europäischen Ländern erho-
ben. Der aktuellste Datensatz stammt aus dem 
Jahr 2020. Für die deutsche Teilstudie werden 
etwa 3.000 Befragte nach dem Zufallsprinzip aus-
gewählt. Da Geburtsland und Staatsangehörigkeit 
abgefragt werden, ist eine Differenzierung nach 
Migrationshintergrund möglich.

	German Longitudinal Election Study (GLES)
	� Die GLES oder auch «Deutsche Wahlstudie» wird 

seit 2009 durchgeführt. Zentrales Erhebungsin-
strument ist die mündliche Befragung von 4.200 
zufällig ausgewählten wahlberechtigten deutschen 
Bürger*innen. Eine Feststellung des Migrationshin-
tergrunds ist möglich, da Geburtsland, eventuelle 
frühere Staatsbürgerschaft sowie die Staatsbürger-
schaft der Eltern abgefragt werden.

	SVR-Integrationsbarometer
	� Seit 2010 führt der Sachverständigenrat für Integ-

ration und Migration (SVR) das sogenannte SVR-In-
tegrationsbarometer durch (Gülzau et al. 2022b). 
Im Abstand von zwei Jahren werden nach dem 
Zufallsprinzip Wahlberechtigte mit und ohne Migra-
tionshintergrund ausgewählt. Im Jahr 2018 waren 
es 9.000, im Jahr 2020 bereits 15.000 Befragte. 
Dabei unterscheiden die Studien zwischen Men-
schen ohne Migrationshintergrund, (Alt-)Aussied-
ler*innen, Spätaussiedler*innen, Türkeistämmi-
gen, Zuwander*innen aus dem EU-Ausland sowie 

Immigrant*innen aus anderen Herkunftsländern 
(Wittlif et al. 2022: 343).

	Sozio-oekonomisches Panel (SOEP)
	� Das SOEP wird seit 1984 jährlich vom Deutschen 

Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) durchge-
führt (Goebel et al. 2019). Neben Fragen zur all-
gemeinen Lebensführung und Haushaltszusam-
mensetzung gehören auch politische Präferenzen 
und Parteienneigungen zur Umfrage. Eine Beson-
derheit der Studie, die heute etwa 30.000 Teilneh-
mer*innen umfasst, besteht darin, dass jedes Jahr 
dieselben Menschen befragt werden. Während alle 
Teilstichproben des SOEP Rückschlüsse auf Men-
schen mit Migrationshintergrund zulassen, sind die 
Teilbereiche B und D explizit auf diese ausgerichtet. 
Differenziert wird dabei nach türkischer, italieni-
scher, spanischer, griechischer und jugoslawischer 
Nationalität (Müssig/Worbs 2012: 14).

	� Immigrant German Election Studies (IMGES I 
und II)

	� Die IMGES wurden zur Bundestagswahl 2017 ins 
Leben gerufen und von Wissenschaftler*innen der 
Universitäten Duisburg-Essen und Köln konzipiert. 
Alleinstellungsmerkmal dieser Erhebungsreihe ist, 
dass gezielt nur Deutsche mit Migrationshinter-
grund – insgesamt etwa 1.000 – zu ihrem Wahlver-
halten befragt werden. Allerdings umfasste dies in 
der ersten Studie von 2017 nur deutsche Staatsbür-
ger*innen mit entweder russischer oder türkischer 
Herkunft erster oder zweiter Generation (Goerres 
et al. 2018: 1 f.). 2021 wurde im Zuge der Bundes-
tagswahl die IMGES II durchgeführt.

Trotz dieser regelmäßig durchgeführten Erhebun-
gen bleibt die Datenlage in der empirischen Wahlfor-
schung dünn. Das gilt umso mehr mit Blick auf die 
politischen Einstellungen und das Wahlverhalten 
von Bürger*innen mit familiärer Einwanderungs-
geschichte. Auffällig ist dabei zum einen, dass die 
gesichtete Literatur kaum auf Migrant*innen eingeht, 
die insbesondere seit dem «Sommer der Migration» 
2015 aus Ländern wie Syrien, Iran, Irak und Afghanis-
tan nach Deutschland kamen (als Ausnahme vgl. Gül-
zau et al. 2022a). Zum anderen ist bemerkenswert, 
dass (Arbeits-)Migrant*innen aus Süd- und Osteuropa 
und insbesondere aus Polen nahezu keine gesonderte 
Beachtung in der Literatur erfahren. Gerade mit Blick 
auf Polen ist dies umso irritierender, da das Land nach 
der ehemaligen Sowjetunion das zweitgrößte Her-
kunftsland von Migrant*innen in Deutschland dar-
stellt (Wüst/Faas 2018: 7). Wüst und Faas fassen den 
ungleichen Forschungsstand in Bezug auf verschie-
dene Herkunftsländer folgendermaßen zusammen:

«So gibt es jenseits der weithin bekannten, großen Grup-
pen von Einwanderinnen und Einwanderern (Russland-
deutsche und Türkeistämmige), die derzeit Gegenstand 
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intensiverer Forschungsanstrengungen sind […], zuneh-
mend neue Gruppen, deren politisches Verhalten weit-
gehend unerforscht ist. Hierzu zählen vor allem Arbeits-
migrantinnen und -migranten aus Osteuropa ohne 
deutsche Wurzeln seit der EU-Osterweiterung (seit 2004) 
und solche aus Südeuropa infolge der Finanz- und Euro-
krise (seit 2007).» (Wüst/Faas 2018: 21)

4	 Die tatsächliche Wahlbeteiligung liegt meist unter den berichteten Wahlbeteiligungszahlen, da hier davon ausgegangen werden kann, dass 
Dynamiken der sozialen Erwünschtheit die Umfrageergebnisse nach oben verfälschen. Kurz gesagt: Befragte Nichtwähler*innen wollen in der 
Situation der Befragung der Norm des Wählens entsprechen und geben somit fälschlicherweise an, an der Wahl teilgenommen zu haben, obwohl sie 
eigentlich nicht wählen waren.

5	 Für eine nochmals deutlich ausführlichere Aufschlüsselung vgl. Goerres et al. (2022a: 7–10).

An diesen wie an anderen Stellen wird es zukünftige 
Aufgabe der Forschung sein, auch die politischen Ein-
stellungen weithin unerforschter Gruppen näher zu 
beleuchten.

4 ZUR WAHLBETEILIGUNG VON MENSCHEN MIT FAMILIÄRER 
MIGRATIONSGESCHICHTE

Die Wahlbeteiligung von Bürger*innen mit familiärer 
Migrationsgeschichte ist ein wesentlicher themati-
scher Bezugspunkt der empirischen Wahlforschung 
und dementsprechend wiederkehrendes Erkenntnis-
objekt zahlreicher Studien (Goerres et al. 2018: 4 f.; 
Goerres et al. 2022a; Mayer et al. 2021; Wittlif et al. 
2022: 340 f.; Wüst 2011; Wüst/Faas 2018: 13–16). Als 
zentraler Befund kann die Existenz einer immigrant 
participation gap festgehalten werden: Die Wahlbe-
teiligung bei Wahlberechtigten mit familiärer Migra-
tionsgeschichte liegt deutlich unterhalb derjenigen 
von Bürger*innen ohne Migrationserfahrung (Mayer 
et al. 2021: 84). Diese Lücke kann mit etwa 15 bis 
20 Prozentpunkten beziffert werden, das heißt, die 
Wahlbeteiligung von Menschen mit Migrationshin-
tergrund ist in Deutschland 15 bis 20 Prozent nied-
riger als diejenige von Menschen ohne Migrations-
hintergrund. Die Wahlbeteiligungslücke, die auch in 
anderen OECD-Ländern in unterschiedlicher Stärke 
identifiziert wird (Bird et al. 2011: 25–65), tritt sowohl 
auf bundesweiter als auch auf Länderebene auf. So 
stellen Mayer et al. mit Blick auf die Bundestagswahl 
2017 und ihre zwei größten migrantischen Wähler*in-
nengruppen fest:

«Im Schnitt liegt die berichtete Wahlbeteiligung mit 
74 Prozent für Deutsche aus der Türkei und 67 Prozent 
bei Russlanddeutschen etwa 15 bis 20 Prozentpunkte 
unterhalb der berichteten Wahlbeteiligung der Mehr-
heitsbevölkerung in der deutschen Nachwahlstudie 2017 
(89 %).» (Mayer et al. 2021: 84)

Zu beachten ist hier, dass die von Mayer et al. ange-
gebenen Prozentwerte keineswegs die tatsächli-
che Wahlbeteiligung wiedergeben, sondern die in 
Umfragen berichtete Wahlbeteiligung. Die von der 

Bundeswahlleiterin ermittelte Wahlbeteiligung für 
die Bundestagswahl 2017 lag bei 76,2 Prozent.4 Wie 
bereits erwähnt, tritt die immigrant participation gap 
auch auf Länderebene auf. Für die Landtagswahl in 
Nordrhein-Westfalen 2017 kann ebenfalls von einer 
typischen Partizipationslücke von 15 bis 20 Prozent-
punkten ausgegangen werden (Goerres et al. 2022a: 
6). Vergleichbare Werte finden sich zudem in einer 
Studie aus Baden-Württemberg aus dem Jahr 2014 
(Fick et al. 2014; Wüst/Faas 2018: 13).
Die immigrant participation gap verlangt nach sys-
tematischen Erklärungsansätzen. Hier hat sich das 
sogenannte Civic Voluntarism Model nach Verba et al. 
(1995) als wiederkehrender theoretischer Erklärungs-
rahmen herauskristallisiert. Da die Anzahl an Varia-
blen, die für die Erklärung individueller Wahlbeteili-
gung herangezogen werden, mittlerweile kaum noch 
zu überblicken ist (Mayer et al. 2021: 85), hat sich 
das Civic Voluntarism Model als hilfreiche Heuristik 
herausgebildet. So ist es mithilfe des Modells gelun-
gen, vorhandene Variablen entlang der drei überge-
ordneten Strukturzusammenhänge (1) Ressourcen-
ausstattung (Wahlberechtigte «können wählen»), (2) 
Motivation («möchten wählen») sowie (3) Mobilisie-
rung («sollen wählen») zu bündeln und im Sinne einer 
übersichtlicheren Gesamtschau zusammenzuführen 
(Goerres et al. 2022a: 7–10; Mayer et al. 2021: 85 f.; 
Wüst/Faas 2018: 12).
Es lohnt sich, diese drei bestimmenden Faktoren 
etwas näher aufzufächern.5 In Bezug auf die Ressour-
cenausstattung individueller Wähler*innen werden 
insbesondere der formale Bildungsgrad, der Erwerbs-
status und das Lebensalter als vorrangige Variablen 
betrachtet, wobei bei Menschen mit Migrationser-
fahrung die Dimensionen der Aufenthaltsdauer sowie 
(vorhandene oder fehlende) Sprachkenntnisse als 
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wichtige Erklärungsfaktoren hinzutreten (Wüst/Faas 
2018: 12). Insgesamt wird die Dimension der Res-
sourcenausstattung auch mit dem Sammelindikator 
der «internen Wirksamkeit» verknüpft, also der «sub-
jektive[n] Beurteilung der eigenen Fähigkeit, politi-
sche Fragen verstehen zu können» (Wüst/Faas 2018: 
12). Ist diese Fähigkeit (zum Beispiel aufgrund feh-
lender Sprachkenntnisse) nicht oder nur in geringem 
Maß vorhanden, sinkt die Chance einer Wahlbeteili-
gung deutlich (Wüst/Faas 2018: 16).
Der «internen Wirksamkeit» steht zweitens die Moti-
vation von Wähler*innen beziehungsweise ihre 
«externe Wirksamkeit» gegenüber. Diese bezeich-
net die subjektive Wahrnehmung, ob und bis zu wel-
chem Grad die eigene Stimmabgabe einen Einfluss 
auf konkretes Regierungshandeln hat. In den Worten 
von Goerres et al. geht es dementsprechend um «die 
Abwägung, ob sich für die Bürger*innen mit einem 
Regierungswechsel etwas zum Positiven ändert, 
also ob beispielsweise mehr finanzielle Zahlungen 
zu erwarten sind oder andere Präferenzen erfüllt 
werden» (2022a: 8). Als wichtige Indikatoren gelten 
hierfür ein individuelles Wahlpflichtgefühl sowie die 
Gewohnheit (Habituation), in regelmäßigem Turnus 
wählen zu gehen. Hinzu kommt aus migrationsspe-
zifischer Sicht der wichtige Indikator, ob Diskriminie-
rungserfahrungen aufgrund der eigenen Herkunft 
gemacht wurden (Goerres et al. 2022a: 8).
Schließlich ist mit der Dimension der Mobilisierung 
ein dritter wichtiger Erklärungszusammenhang 
benannt. «Die Mobilisierung von Wahlberechtig-
ten», so Wüst und Faas, «erfolgt grundsätzlich durch 
Parteien, Kandidatinnen und Kandidaten, zumeist 
vermittelt über Medien oder aber im persönlichen 
Kontakt» (2018: 12). Mit Blick auf letztere Dimension 
ergänzen Goerres et al., dass «vor allem politische 
Gespräche mit Partner*innen, Freund*innen, Bekann-
ten und Kolleg*innen oder die direkte Ansprache 
im Wahlkampf mobilisierende Wirkung entfalten» 
(2022a: 9). Dementsprechend wird hier der «soziale 
Nahraum» – sei es am Arbeitsplatz oder im familiären 
und nachbarschaftlichen Umfeld – zu einer wichtigen 
Größe, was sich wiederum in Variablen wie «feste 
Partnerschaft», «Teilnahme an religiösen Zusammen-
künften», «Mitgliedschaft in ethnischen Organisatio-
nen» sowie der «geografischen Wohnortverteilung» 
widerspiegelt (Goerres et al. 2022a: 9). Grundsätz-
lich, so Wüst und Faas (2018: 16; ähnlich Mayer et al. 
2021: 94), habe sich das Civic Voluntarism Model bei 
der Erklärung der Wahlbeteiligung von Bürger*innen 
ohne und mit Migrationsgeschichte gleichermaßen 
bewährt, wobei bei Letzteren migrationsspezifische 
Erklärungsfaktoren zu allgemeingültigen Erklärungs-
zusammenhängen ergänzend hinzutreten. Auf drei 
Variablen, die bei der Wahlbeteiligung von Bürger*in-
nen mit Migrationsgeschichte besonders ins Gewicht 
fallen, möchte ich im Folgenden genauer eingehen. 

Es handelt sich um die Faktoren Aufenthaltsdauer, 
eventuelle Diskriminierungserfahrungen sowie Her-
kunftsland.
Die Aufenthaltsdauer spielt in Bezug auf die Wahl-
beteiligung eine strukturierende Rolle. Denn die 
immigrant participation gap verkleinert sich mit 
zunehmender Aufenthaltsdauer – oder anders aus-
gedrückt: «Je länger Menschen mit Migrationshinter-
grund in Deutschland leben, desto höher ist die Wahr-
scheinlichkeit ihrer Wahlbeteiligung.» (Wüst/Faas 
2018: 16) Eine wahlberechtigte Person, die erst fünf 
Jahre oder kürzer in Deutschland lebt, hat eine Wahl-
wahrscheinlichkeit von nur 50 Prozent. Diese Wahr-
scheinlichkeit der Wahlbeteiligung steigt nach einem 
Aufenthalt von fünf bis 20 Jahren auf 64 Prozent, bei 
über 20 Jahren Aufenthalt liegt sie bereits bei 80 Pro-
zent und damit auf dem Niveau von Bürger*innen 
ohne Migrationshintergrund (Wüst/Faas 2018: 16). 
Die wiederkehrende Feststellung, dass Migrant*in-
nen erst nach einiger Zeit ihr Wahlrecht zunehmend 
wahrnehmen, erhält doppelte Relevanz dadurch, 
dass Deutsche mit Einwanderungsgeschichte im 
Schnitt jünger sind als die Gesamtbevölkerung.
Parallel zur Aufenthaltsdauer lassen sich ähnliche 
Beobachtungen mit Blick auf den Indikator Sprach-
kenntnisse machen. Je besser sie sind, desto höher 
ist die Wahrscheinlichkeit einer Wahlbeteiligung. 
Diese Befunde sind auch international etabliert (Goer-
res et al. 2022a: 7 f.; Mayer et al. 2021: 86).
Zweitens ist mit Blick auf die Wahlbeteiligung von 
Menschen mit familiärer Migrationserfahrung von 
Belang, ob Diskriminierungserfahrungen aufgrund der 
Herkunft gemacht wurden. Wüst und Faas weisen auf 
einen negativen Zusammenhang zwischen Diskrimi-
nierungserfahrungen und Wahlbeteiligung hin:

«Innerhalb der Gruppe der Menschen mit Migrations-
hintergrund liegt die Wahrscheinlichkeit der Wahlbeteili-
gung bei 79 Prozent, wenn keine Diskriminierungserfah-
rungen vorliegen, dagegen nur bei 59 Prozent, wenn es 
Diskriminierungserfahrungen gibt, die mit dem Migra
tionshintergrund verknüpft sind.» (Wüst/Faas 2018: 16)

Zwar kommen andere Studien zu dem Ergebnis, dass 
die Variable «Diskriminierung» keinen wesentlichen 
eigenen Einfluss auf die Wahlbeteiligung betroffe-
ner Personen hat (Mayer et al. 2021: 95), allerdings 
ist hier die methodische Frage zu prüfen, welche Vari-
able den Fakt der Diskriminierungserfahrung zum 
Ausdruck bringt. Denn Diskriminierungserfahrungen 
können sich ebenso in Variablen wie «Zufriedenheit 
mit dem politischen System» oder «Empfinden der 
eigenen Einflussmöglichkeit» widerspiegeln, was 
andersherum dazu führt, dass die Variable «Diskrimi-
nierung» an Erklärungskraft einbüßt (Goerres et al. 
2022a: 9). Der grundlegende Zusammenhang aber 
bleibt derselbe: Menschen, die sich aufgrund ihrer 
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Herkunft benachteiligt fühlen, werden seltener an der 
Wahlurne zu finden sein. Dies gilt, wie Ceyhan (2012) 
weiter differenziert, noch deutlicher für die erste als 
für die zweite Generation.
Drittens spielt das Herkunftsland eine Rolle, und zwar 
in zweierlei Hinsicht (Wüst/Faas 2018: 13). Zum einen 
kann die politische Sozialisation im Herkunftsland 
insofern von Bedeutung sein, da das Aufwachsen in 
einer liberalen Demokratie – im Gegensatz zur Sozia
lisation in einem autokratisch geprägten Herkunfts-
land – wahlfördernd wirkt. Zum anderen ist zu beob-
achten, dass es eher große Migrant*innengruppen in 
Deutschland sind, die von einer gezielten Mobilisie-
rung profitieren. Kleine migrantische Gruppen wer-
den seltener von Parteien oder anderen öffentlichen 
Instanzen direkt angesprochen. Ein solches gezieltes 
Ansprechen übt jedoch einen erheblichen Einfluss 
auf die Wahlbeteiligung auf. Wüst und Faas (2018: 
13 f.) stellen fest, dass – je nach Herkunftsgruppe – die 
direkte Ansprache einer migrantischen Community 
zu einer Steigerung der Wahlbeteiligung – gemessen 
als der geschätzte Wert der Wahlbeteiligung mit und 
ohne direkte Ansprache – oftmals im zweistelligen 
Bereich liegt. Während für das Herkunftsland Polen 
etwa «nur» eine Steigerung um 9 Prozent identifiziert 

6	 Langfristigere Faktoren – etwa die formale Bildung inklusive der Verknüpfung mit strukturellem Rassismus im Bildungssystem – werden in der Studie 
nicht weiter thematisiert, was die Autor*innen auch explizit betonen (Goerres et al. 2022a: 11).

wird, liegt dieser Wert für das Herkunftsland Türkei 
bei 17 Prozent und für Italien gar bei 25 Prozent.
Hieran anknüpfend entwickeln Goerres et al. (2022a: 
11–15) hilfreiche Maßnahmen, um die Wahlbeteili-
gung in migrantischen Communitys durch gezielte 
Mobilisierungsangebote kurzfristig zu erhöhen.6 Ins-
gesamt listen die Autor*innen zehn konkrete Maß-
nahmen auf, deren Effekt auf die tatsächliche Wahl-
beteiligung jedoch nicht gleichermaßen empirisch 
erforscht und nachgewiesen ist. Dementsprechend 
erfolgt dann auch eine vorsorgliche Einteilung der 
vorgeschlagenen Maßnahmen in die Kategorien 
«kein nachweisbarer Effekt», «Positiv-Faktoren» und 
«noch zu untersuchende Faktoren» (siehe Info-Box 1).
Die Autor*innen schätzen, dass konkrete Mobilisie-
rungsstrategien durchaus zu einer Steigerung der 
Wahlbeteiligung im unteren einstelligen Prozentbe-
reich führen könnten. So sei es etwa denkbar, «die 
Wahlbeteiligung unter Bürger*innen mit Migrations-
geschichte, beispielsweise durch eine lokale Inter-
vention, im Schnitt um 3 bis 4 Prozentpunkte zu erhö-
hen» (2022a: 11). Bezogen auf die Stadt Duisburg, 
dem Erhebungsort der IMGES-II-Studie zur Bundes-
tagswahl 2021 (Goerres et al. 2022b), würde man bei 
einer derartigen Steigerung der migrantischen Wahl-

Null-Faktoren, für deren Wirken es keine Evidenz zur Erhöhung der Wahlbeteiligung gibt

  Kandidat*innen mit dem gleichen Migrationshintergrund

Positiv-Faktoren

 � zur Erhöhung der absoluten Zahl der Wähler*innen: Wahlrecht für nicht-deutsche  
Ausländer*innen

 � zur Erhöhung der absoluten Zahl der Wähler*innen: Unterstützung der Erlangung  
der deutschen Staatsangehörigkeit

 � Unterstützung der Erstwähler*innen
 � Politische Bildung als Ersatz für häusliche Mobilisierung 
 � Mobilisierung durch Organisationen, die keine Parteien sind

noch zu untersuchende Faktoren

 � Ansprache von Wähler*innen über ihren Migrationshintergrund unter Einsatz weiterer  
Sprachen und symbolischer Instrumente

 � mehr und andere Informationen zur Beantragung und zum Ausfüllen der Briefwahlunterlagen
 � bessere Optik der Wahlanschreiben und Infobriefe
 � Unterstützung der Registrierung beim Einwohnermeldeamt und in den Wahlverzeichnissen

Info-Box 1: Mobilisierungsstrategien zur Erhöhung der Wahlbeteiligung nach Goerres et al. (2022a: 11)
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beteiligung bei folgenden absoluten (jedoch nach wie 
vor geschätzten) Zahlen landen:

«Angewendet auf die Stadt Duisburg hätte dies bei der 
Bundestagswahl 2021 wie folgt ausgesehen: Nach 
unseren Schätzungen haben von den 63.000 Wahlbe-
rechtigten mit Migrationsgeschichte etwa 67 Prozent 
bei der Bundestagswahl gewählt. […] Das entspricht 
42.200 Wahlstimmen. Bei einer Erhöhung um weitere 
4 Prozentpunkte auf 71 Prozent kämen weitere 2.500 
Wahlstimmen dazu. Unter bestimmten Gruppen wie Erst-
wähler*innen mit Migrationsgeschichte sind noch etwas 
höhere Effekte zu erwarten.» (Goerres et al. 2022a: 11)

Trotz des beachtlichen Potenzials, das die Autor*in-
nen den vorgeschlagenen Maßnahmen einräumen, 
verbinden sie damit jedoch keineswegs eine gleich-
zeitige Umgestaltung des Wahlergebnisses. Denn 
dafür «müssten alle diese zusätzlichen Wahlstimmen 
auch einen ähnlichen Wahlinhalt haben, um konzen-
triert wirken zu können» (Goerres et al. 2022a: 11). 
Davon sei jedoch kaum auszugehen. Nichtsdestotrotz 
bieten Goerres et al. mit ihren Vorschlägen eine empi-
risch belastbare Grundlage für zunehmende mediale 
Debatten rund um das Demokratiedefizit eines bun-
desdeutschen und ländereigenen Wahlsystems, das 
Bewohner*innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft 
systematisch von der politischen Willensbildung aus-
schließt. Die Artikelserie «Endstation Demokratie?» 
des Rundfunks Berlin-Brandenburg (rbb), die im Zuge 
der (Nach-)Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus 
2021 bzw. 2023 entstanden ist, mag hier als exempla-
rischer Verweis dienen (Maier-Borst 2023).
Insgesamt, so der übergreifende Konsens in der Lite-
ratur, lässt sich die immigrant participation gap nur als 
Kombination migrationsspezifischer wie migrations-

unspezifischer Faktoren erklären. Entsprechend wird 
auch das Civic Voluntarism Model der empirischen 
Wahlforschung als geeignetes Analyseinstrument 
betrachtet, das die Wahlbeteiligung von Menschen 
mit als auch ohne Migrationserfahrung vorherzu-
sagen vermag (Goerres et al. 2022a: 11). Dement-
sprechend fallen bei beiden Gruppen die drei Struk-
turkategorien Ressourcen (formaler Bildungsgrad, 
ökonomische Stellung, Alter), Motivation (subjektives 
Gefühl, etwas verändern zu können) und Mobilisie-
rung (direkte Ansprache) grundlegend am stärksten 
ins Gewicht. Hinzu kommen bei Wähler*innen mit 
Migrationshintergrund die drei Einflussfaktoren Auf-
enthaltsdauer, eventuelle Diskriminierungserfahrun-
gen sowie Herkunftsland.
Wie sich diese migrationsunspezifischen und migra-
tionsspezifischen Faktoren gegenseitig verschränken 
und beeinflussen, wird in der gesichteten Literatur 
leider nicht genauer aufgeschlüsselt. Ein eindeutiges 
Fazit und eine trennscharfe Aufteilung einerseits klas-
senspezifischer, andererseits migrationsspezifischer 
(oder auch etwaiger anderer) Differenzkategorien 
bleibt daher schwierig, wenn nicht gar unmöglich. 
Auf Grundlage des derzeitigen Forschungsstands 
muss vielmehr davon ausgegangen werden, dass 
klassen- und migrationsspezifische Erklärungs-
faktoren dynamisch ineinandergreifen und sich in 
historisch spezifischer Weise immer wieder neu 
verknüpfen. Eine klarere Ausdifferenzierung nach 
klassen- und migrationsspezifischen Erklärungsmus-
tern kann im Rahmen dieser Literaturstudie daher 
nicht vollzogen werden. Dies müsste – verbunden mit 
einer tieferen methodischen und theoretischen Refle-
xion der Verschränktheit von Klasse, Rassismus und 
Migration – Thema einer detaillierteren qualitativen 
empirischen Untersuchung sein (siehe Abschnitt 6).

5 ZUM WAHLVERHALTEN VON MENSCHEN MIT FAMILIÄRER 
MIGRATIONSGESCHICHTE

Die empirische Wahlforschung greift bei der Erfas-
sung der politischen Präferenzen von Wahlberechtig-
ten mit und ohne Migrationshintergrund grundsätz-
lich auf ähnliche Analysemodelle zurück. Wie Wüst 
und Fass schreiben, haben «Analysen der Wahlent-
scheidung einzelner Migrantengruppen gezeigt, dass 
die üblichen Erklärungsansätze der Wahlforschung 
hier durchaus greifen» (2018: 17). Generelle Erklä-
rungsfaktoren umfassen sozidemografische Merk-
male wie etwa «Alter, Geschlecht, Bildungsniveau 
und Haushaltseinkommen sowie politische Einstel-
lungen, Wertorientierungen, Links-Rechts-Position, 
Gewerkschaftsmitgliedschaft und Konfession» (Witt-

lif et al. 2022: 347). Zu diesen allgemeinen Variablen, 
die bei Wahlberechtigten mit wie ohne Migrations-
hintergrund Erklärungskraft entfalten, kommen – wie 
bei der Wahlbeteiligung – weitere, dezidiert migra
tionsspezifische Erklärungsfaktoren hinzu. Zu nen-
nen sind hier allen voran Einflüsse wie die politische 
Sozialisation im Herkunftsland (etwa: liberale Demo-
kratie oder autokratische Regierung, Grad der sozi-
alen Mobilisierung und des öffentlichen Protests), 
migrationsspezifische Sozialisationserfahrungen im 
Einwanderungsland, Erfahrungen der Unterstützung, 
aber auch Diskriminierung, die migrations- und ein-
wanderungspolitische Verortung bestimmter Par-
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teien sowie schließlich die parlamentarische Präsenz 
von Abgeordneten mit Migrationshintergrund inner-
halb bestimmter Parteien (vgl. Wüst/Faas 2018: 17).
Als primäres Analysemodell für die Frage der Wah-
lentscheidung hat sich innerhalb der empirischen 
Wahlforschung das sogenannte Ann-Arbor- oder 
Michigan-Modell etabliert (Campbell et al. 1960; Wüst 
2014: 120). Demnach hängt die Wahlentscheidung – 
also die Entscheidung für eine bestimmte Partei oder 
eine*n Kandidat*in bei einer Wahl – entlang des soge-
nannten «Kausalitätstrichters» von drei zentralen 
Einflussfaktoren ab: (1) der Beurteilung politischer 
Sachfragen, (2) der Bewertung der zur Wahl stehen-
den Kandidat*innen und (3) der Parteiidentifikation 
(Wittlif et al. 2022: 339). Letzterem Faktor kommt eine 
übergeordnete Bedeutung zu. Denn, so Wittlif et al., 
die Parteiidentifikation «prägt und moderiert […] die 
Wahrnehmung politischer Themen und Ereignisse 
und beeinflusst dadurch die ersten beiden Fakto-
ren maßgeblich» (2022: 339; ähnlich: Lau/Redlawsk 
2001). Das Michigan-Modell schreibt (oftmals lang 
anhaltenden) individuellen wie auch gruppenspezi-
fischen Parteiidentifikationen somit eine besonders 
ausgeprägte Funktion für die Wahlentscheidung zu.7 
Dies hat nicht zuletzt mit einer gewissen Komplexi-
tätsreduktion zu tun, die langfristige Parteiidentifika-
tionen leisten: Anstatt vor einer Wahl die Programme 
und Kandidat*innen aller Parteien genauer in Augen-
schein nehmen zu müssen, bietet sich Wähler*innen 
mit langfristiger Parteiidentifikation eine Strategie 
erheblicher «Informations-Abkürzung» (Kroh 2019: 
458; vgl. auch Popkin 1991: 50 ff.; Shively 1979). Mar-
tin Kroh fasst den Zusammenhang zwischen langfris-
tiger Parteiidentifikation, kurzfristigeren politischen 
Sachfragen und letztendlicher Wahlentscheidung 
zusammen:

«Das sogenannte Michigan-(oder Ann-Arbor-)Modell 
der Wahlforschung beschreibt die Parteiidentifikation als 
affektive Bindung der Wähler an eine Partei, die insbeson-
dere in der frühen, familiären Sozialisation erworben wird. 
Die Parteiidentifikation bleibe im Lebenslauf weitgehend 
stabil, färbe die Wahrnehmung und Beurteilung aktuel-
ler politischer Sachfragen und Kandidaten parteipolitisch 
und beeinflusse schließlich die Wahlentscheidung maß-
geblich.» (Kroh 2019: 458)8

Entlang des vom Ann-Arbor-Modell postulierten 
«Entscheidungstrichters» diskutiere ich im Folgen-
den die drei Faktoren der Beurteilung von politischen 
Sachfragen (Abschnitt 5.1), der zur Wahl stehen-
den Kandidat*innen (Abschnitt 5.2) sowie des Vor-

7	 Für eine ausführliche Einordnung des Ann-Arbor-Modells sowie eine Diskussion alternativer Erklärungsansätze – allen voran des sogenannten 
revisionistischen Ansatzes, der Gewohnheitsbildung sowie des Ansatzes sozialer Identitäten – vgl. Kroh (2019: 460–466).

8	 Anzumerken ist, dass die politische Sozialisation keineswegs nur im Sozialraum der Familie erfolgen muss, sondern auch in anderen, eventuell 
«späteren» Sozialräumen stattfinden und sich somit auch wandeln kann – etwa durch Erfahrungen und sozialen Austausch am Arbeitsplatz.

handenseins einer individuellen Parteiidentifikation 
(Abschnitt 5.3).

5.1 POLITISCHE SACHFRAGEN

Mit Blick auf den im Michigan-Modell verankerten 
Faktor der Bewertung politischer Sachfragen ergibt 
sich ein komplexes, teils widersprüchliches Bild. 
Ein erster Befund der empirischen Wahlforschung 
besagt: Wähler*innen mit und ohne Migrationshin-
tergrund haben durchaus sehr ähnliche Vorstellun-
gen davon, welche relative Wichtigkeit bestimmte 
politische Themenfelder besitzen (Wüst 2002: 186 ff.; 
2006: 233). In einer neueren Studie stellt Wüst (2014: 
121–124) einzig in Bezug auf die drei Themenfelder 
«Rente», «Zuwanderung» und «innere Sicherheit» 
signifikante Unterschiede zwischen migrantischen 
und nicht-migrantischen Wähler*innen fest, wobei 
das Themenfeld Rente für Deutsche ohne Migrations-
hintergrund relevanter zeichnet, während Fragen der 
Migration und inneren Sicherheit für Deutsche mit 
Migrationshintergrund größere Bedeutung einneh-
men. Insgesamt aber, so Wüst, «lässt sich festhalten, 
dass es keine gravierenden Unterschiede in der poli-
tischen Agenda von Wahlberechtigten mit Migrati-
onshintergrund im Vergleich zu Wahlberechtigten 
ohne Migrationshintergrund gibt» (2014: 124). Aller-
dings muss hier bedacht werden, dass eine dicho-
tome statistische Analysebrille, die einzig zwischen 
den Kategorien mit und ohne Migrationshintergrund 
unterscheidet, gravierende Differenzen innerhalb 
aller Wahlberechtigten mit Migrationshintergrund 
verschleiern kann.
Denn statistisch stellt sich hier das Problem, dass 
Spät-/Aussiedler*innen und ihre Nachkommen etwa 
die Hälfte aller Wahlberechtigten mit Migrationshin-
tergrund in Deutschland ausmachen (Wittlif et al. 
2022: 338). Historisch unterlagen Spät-/Aussied-
ler*innen einem weitaus privilegierteren Migrations-
system als sogenannte «Gastarbeiter*innen», die seit 
den 1950er-Jahren aus Süd- und Osteuropa, insbe-
sondere aus der Türkei, nach Deutschland kamen 
(Bojadžijev 2008; Weis 2023; Wittlif et al. 2022: 
350 f.). Spät-/Aussiedler*innen wiederum, so Wittlif 
et al., «kamen ihrem Selbstverständnis nach und auch 
im rechtlichen Sinne nicht als Migrant*innen nach 
Deutschland, sondern als ethnische Deutsche, die 
in ihre ursprüngliche Heimat zurückkehren» (2022: 
350). Auch wenn statistisch nicht eindeutig belegt, 
ist es vor diesem historischen Hintergrund mehr als 
plausibel, dass das Themenfeld Migration – verbun-
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den mit Dynamiken des Rassismus, der Ausgrenzung 
und der Diskriminierung – deutlich mehr Relevanz für 
Deutsche mit Migrationshintergrund besitzt, die nicht 
zur vergleichsweise «privilegierten» Gruppe der Spät-/
Aussiedler*innen gehören (Wittlif/Litta 2016: 6 f., 
21 f.; Wüst 2014: 123). Dies legen auch Erhebungen 
nahe, denen zufolge türkeistämmige Deutsche sich 
deutlich seltener als Deutsche identifizieren als Deut-
sche ohne Migrationshintergrund einerseits (14 zu 63 
Prozent) und als Spät-/Aussiedler*innen (48 Prozent) 
andererseits (Goerres et al. 2022b: 2).
Es bleibt daher davon auszugehen, dass das politi-
sche Themenfeld Migration gerade von jenen Teilen 
der Wahlberechtigten mit Migrationshintergrund 
genauer ins Auge gefasst wird, deren (familiäre) 
Migrationsgeschichte und Lebensrealität in Deutsch-
land mit Diskriminierungs- und Ausgrenzungserfah-
rungen verknüpft sind (Wittlif/Litta 2016: 21 f.; Wüst/
Faas 2018: 19 f.). In diesem Sinne besagt ein zwei-
ter, auch international wiederholt anzutreffender 
Befund (Bird et al. 2011: 66–106; Messina 2006), dass 
Migrant*innen nicht nur überdurchschnittlich oft Par-
teien der politischen Linken9 zuneigen, sondern dass 
diese Tendenz mit den verhältnismäßig migrations-
freundlichen Positionierungen dieser Parteien erklärt 
werden kann (Wüst 2003: 38; Wüst/Faas 2018: 17 f.). 
Insbesondere Wittlif et al. (2022: 348 ff.) gehen detail-
lierter auf diesen Zusammenhang ein. Als Ausgangs-
punkt dient ihnen die empirisch gestützte Beobach-
tung (Dancygier/Margalit 2019; Givens/Luedtke 
2005; Natter et al. 2020), dass sich linke Parteien öfter 
und insgesamt glaubwürdiger für die Rechte und 
Anliegen migrantischer Bevölkerungsteile einsetzen:

«Beispielsweise gewähren linke Parteien eher Arbeits-, 
Sozial- und Staatsbürgerschaftsrechte für bereits Zuge-
wanderte oder weiten diese aus. Zudem thematisieren 
Mitte-links-Parteien in ihren Parteiprogrammen häufiger 
die Themen Gleichbehandlung sowie Toleranz und Ras-
sismus, während Mitte-rechts-Parteien häufiger die The-
men Sprache und Abschiebungen behandeln. Bis in die 
2000er-Jahre unterschieden sich die Parteigruppen dabei 
auch in ihrer Tonalität, wobei sich Mitte-links-Parteien 
positiver gegenüber Migration und Integration äußerten 
als Mitte-rechts-Parteien.» (Wittlif et al. 2022: 348 f.)

Gerade die migrationspolitische Rolle und Wand-
lung der SPD ist mit Blick auf die vergangenen drei 
Jahrzehnte aufschlussreich. Über viele Jahrzehnte 
hinweg galt die SPD als politische Heimat jener Ein-
wander*innen und ihrer Familien, die aus sogenann-
ten Anwerbeländern – Türkei, Jugoslawien, Spanien, 

9	 Hiermit sind im deutschen Kontext die SPD, Bündnis 90/Die Grünen sowie DIE LINKE gemeint.
10	 Goerres et al. (2022b: 14) etwa attestieren der SPD auf Grundlage der IMGES-II-Erhebungen in Duisburg 39 Prozent der Wähler*innenstimmen 

«türkeistämmiger» Deutscher bei der Bundestagswahl 2021 gegenüber 34 Prozent bei Deutschen ohne Migrationshintergrund und 30 Prozent bei 
Spät-/Aussiedler*innen.

Italien, Griechenland und Portugal – nach Deutsch-
land kamen. Spätestens ab den 1970er-Jahren fand 
die SPD hier großen Zulauf (Kroh/Tucci 2009: 821; 
Schmidtke 2016: 2 f.). Auch wenn dieser Trend weiter-
hin besteht,10 hat er sich seit Mitte der 2010er-Jahre 
doch merklich abgeschwächt. Wittlif et al. (2022: 
349) erklären dies vor allem mit den insgesamt nach 
rechts driftenden migrationspolitischen Positio-
nierungen der SPD (ausführlich: Schmidtke 2016). 
Diese hätten sich in den vergangenen beiden Jahr-
zehnten zunehmend der CDU und FDP angenähert. 
In die resultierende migrationspolitische Lücke links 
der SPD konnten sowohl Die Grünen als auch DIE 
LINKE stoßen. Mit Bezug auf Letztere halten Wittlif 
et al. fest: «Gerade DIE LINKE scheint von der Abkehr 
einiger Zuwanderergruppen von der SPD zu profitie-
ren: Unter Türkeistämmigen und Zuwanderergruppen 
aus der EU gaben 2018 knapp 20 % eine Präferenz für 
diese Partei an.» (2022: 349)
Genauer aufgeschlüsselt liefern Wittlif et al. (2022: 
344) auf Grundlage des SVR-Integrationsbarome-
ters 2018 folgende Zahlen zu den Parteipräferenzen 
verschiedener Wähler*innengruppen: Während 
Deutsche ohne Migrationshintergrund nur zu 9,2 Pro-
zent der Partei DIE LINKE zuneigten, verdoppelt sich 
dieser Wert bei türkeistämmigen Deutschen auf 
18,4 Prozent. Für Migrant*innen aus der EU liegt der 
Wert auf ebenfalls hohen 18,5 Prozent. Ebenso zei-
gen die Wahlerhebungen der migrationsspezifischen 
IMGES-I- und IMGES-II-Studien, die im Zuge der Bun-
destagswahlen 2017 und 2021 durchgeführt wurden, 
überproportionale Zustimmungswerte für DIE LINKE 
in der deutschtürkischen Bevölkerung. Für die Bun-
destagswahl 2017 wurden 16 Prozent (Goerres et al. 
2018: 6), vier Jahre später 13 Prozent ermittelt (Goer-
res et al. 2022b: 14).
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich die 
politischen Anliegen von Wähler*innen mit Migrati-
onshintergrund teilweise deutlich von der politischen 
Agenda von Wähler*innen ohne Migrationshinter-
grund unterscheiden. Politische Sachfragen sind 
demnach ein wichtiger Faktor bei der Wahlentschei-
dung von Bürger*innen mit Migrationsgeschichte. 
Insbesondere das Themenfeld Migration, Diskrimi-
nierung und Rassismus spielt hier eine wichtige Rolle.

5.2 KANDIDAT*INNEN

Die Beurteilung zur Wahl stehender Kandidat*innen 
markiert ein weiteres gängiges Kriterium zur Erklä-
rung «migrantischen» Wahlverhaltens (Wüst/Faas 
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2018: 17). Jedoch zeigt die Wahlforschung auch hier 
ein keineswegs einheitliches Bild. Einerseits legen 
verschiedene nationale (Herbolsheimer/Wüst 2012; 
Wüst 2006: 232; Wüst 2016) wie auch internationale 
Studien (Bergh/Bjørklund 2011) nahe, dass Wahlbe-
rechtigte mit Migrationshintergrund durchaus zur 
Wahl von Kandidat*innen mit ähnlicher Migrations-
geschichte neigen (dazu ausführlich: Dinnebier et al. 
2023). Mehr anekdotisch, jedoch deswegen nicht 
weniger bemerkenswert, ist in diesem Zusammen-
hang die Feststellung von Goerres et al. (2022b: 13), 
dass die Partei Team Todenhöfer, die im Bundestags-
wahlkampf 2021 von prominenten Persönlichkei-
ten türkischer Herkunft wie etwa dem Fußballprofi 
Mesut Özil unterstützt wurde, beachtliche Erfolge 
bei türkeistämmigen Deutschen erzielen konnte. 
In der in Duisburg durchgeführten IMGES-II-Stu-
die kam die Partei bei Wähler*innen mit türkischem 
Migrationshintergrund auf etwa 6 Prozent.11 Auch 
wenn dies darauf hindeutet, dass Kandidat*innen mit 
ähnlicher Migrationsgeschichte eine größere «Iden-
tifikationsfläche» für entsprechende Wähler*innen 
bieten, kann auch hier keineswegs von einer ein-
deutigen Dynamik die Rede sein. So weisen Goerres 
et al. (2022b: 12) in ihrer Studie darauf hin, dass die 
deutschtürkischen Kandidaten Mahmut Özdemir 
(Wahlkreis Duisburg I, SPD) und Mirze Edis (Wahl-
kreis Duisburg II, DIE LINKE) keinen Vorteil aus ihrer 
Herkunft bei Wähler*innen mit türkischem Migra
tionshintergrund ziehen konnten. In ähnlicher Weise 
geben Wittlif et al. zu bedenken, dass «im SVR-Inte-
grationsbarometer 2018 herkunftsübergreifend über 
90 Prozent der Befragten mit Migrationshintergrund 
an[geben], bei der Wahlentscheidung für eine Partei 
sei ihnen die thematische Ausrichtung wichtiger als 
die ethnische Herkunft der Kandidat*innen» (2022: 
348). Dennoch, so die Autor*innen weiter, sei es 
plausibel, dass die vergleichsweise hohen Anteile 
von Bundestagsabgeordneten mit Migrationshinter-
grund bei Bündnis 90/Die Grünen (10 Prozent) und 
der LINKEN (18,8 Prozent) mitverantwortlich für die 
hohen Zustimmungswerte zu diesen Parteien unter 
Wahlberechtigten mit Migrationshintergrund sind 
(Wittlif et al. 2022: 348).12

Insgesamt kann von einer komplexen Wechselwir-
kung zwischen den oben diskutierten sachpoliti-
schen Positionierungen der Parteien einerseits und 

11	 Hier müsste allerdings geklärt werden, wie das starke Abschneiden von Team Todenhöfer bei deutschtürkischen Wähler*innen im Detail zustande 
kam. Zu fragen wäre etwa, ob schon allein der «Migrationshintergrund» als identitätsstiftender Marker eine Rolle spielte oder ob andere Faktoren – 
etwa ein positiver Türkei-Erdoğan-Bezug, eine Anti-USA-Positionierung, national-religiöse Verortungen oder auch antirassistische Positionierungen – 
ausschlaggebend waren. Auf diese weiterführenden Fragen wird bei Goerres et al. (2022b: 13) leider nicht eingegangen.

12	 Diese Prozentzahlen beschreiben den Anteil von Abgeordneten mit Migrationshintergrund innerhalb der jeweiligen Parteifraktionen im 19. Deutschen 
Bundestag (2017–2021). Zum Vergleich: Die CDU/CSU kommt hier auf einen Wert von lediglich 2,9 Prozent (Wittlif et al. 2022: 348).

13	 Ausführliche Überblicke über das Konzept «Parteiidentifikation» im deutschen wie auch im internationalen Kontext bieten Falter et al. (2000), Kroh 
(2019) sowie Ohr und Quandt (2012). Eine speziell auf die Parteibindungen von deutschen Wähler*innen mit Migrationshintergrund fokussierte Studie 
liefern Kroh und Tucci (2009). Ausgehend von Befragungen für die Bundestagswahl 2017 liefert Martin Kroh eine ungefähre numerische Einordnung 
über die relative Wichtigkeit der Parteiidentifikation für die letztliche Wahlentscheidung: «Von den Befragten des SOEP, die sowohl die Teilnahme an der 
Bundestagswahl berichten […] als auch eine Parteiidentifikation, haben 85 Prozent die Partei gewählt, die ihrer Parteiidentifikation entspricht. Lediglich 
15 Prozent trafen eine davon abweichende Wahlentscheidung.» (2019: 473)

der personellen Repräsentation durch migrantische 
Abgeordnete andererseits ausgegangen werden 
(Phillips 1998; Wüst 2016). Die beiden «Pole» – poli-
tische Inhalte einerseits, personelle Repräsentation 
andererseits – lassen sich weder zur einen noch zur 
anderen Seite hin auflösen. Dementsprechend wäre 
es durchaus ratsam, die vergangenen Wahlen unter 
dem Aspekt von Kandidat*innen mit Migrationshin-
tergrund näher zu beleuchten. Ebenso bieten sich die 
Oberbürgermeisterwahlen in Hannover und Frankfurt 
am Main an, bei denen mit Belit Onay (Bündnis 90/Die 
Grünen) und Mike Josef (SPD) jeweils Kandidaten mit 
(familiärer) Einwanderungsgeschichte die Wahl für 
sich entscheiden konnten.

5.3 PARTEIIDENTIFIKATION

Wie oben beschrieben, markiert die Parteiidentifika-
tion einen dritten, mitunter «überdeterminierenden» 
Einflussfaktor in der Wahlentscheidung.13 Als aus-
schlaggebend für die Herausbildung einer individu-
ellen Parteiidentifikation nennt das Michigan-Modell 
sowohl die elterliche Sozialisation als auch das nahe 
soziale Umfeld (Kroh 2019: 470 f.). Umso bedeutsa-
mer ist es, dass sich in den vergangenen Jahrzehnten 
in der gesamtdeutschen Wähler*innenschaft nicht 
nur die Parteibindungen merklich verringert haben 
(Kroh 2019: 466), sondern auch, dass sich einige der 
teils Jahrzehnte andauernden «traditionellen» Partei-
enbindungen migrantischer Wähler*innengruppen 
abgeschwächt haben (Mayer et al. 2021: 84 f.), was 
linksgerichteten Parteien und allen voran der LIN-
KEN erhebliche Wahlpotenziale eröffnet (Wittlif et al. 
2022: 343–346). Lange Zeit galt in Bezug auf die zwei 
bedeutenden und am detailliertesten erforschten 
Gruppen von Spät-/Aussiedler*innen einerseits und 
Immigrant*innen (und ihrer Nachkommen) aus den 
ehemaligen Anwerbestaaten (insbesondere türkei-
stämmige Deutsche) andererseits: Erstere zeigen eine 
starke Präferenz für die CDU/CSU, Letztere neigen 
zu weiten Teilen der SPD zu. Kleinere Parteien erhiel-
ten von keiner der beiden Gruppen nennenswerten 
Zulauf. Diese für lange Zeit als stabil angenommene 
Erkenntnis der Wahlforschung fassten Martin Kroh 
und Ingrid Tucci vor etwas mehr als einem Jahrzehnt 
so zusammen:
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«Menschen mit Migrationshintergrund [haben] je nach 
Herkunftsland sehr unterschiedliche Bindungen an die 
deutschen Parteien entwickelt […]. Dies gilt auch nach 
vielen Jahren des Aufenthalts in Deutschland und sogar 
für die sogenannte zweite Generation. Personen aus den 
ehemaligen Anwerberländern – Türkei, Jugoslawien, 
Spanien, Italien, Griechenland und Portugal – neigen in 
großer Mehrheit der SPD zu, (Spät-)Aussiedler der CDU/
CSU. Die kleinen Parteien finden dagegen wenig Unter-
stützung durch Menschen mit Migrationshintergrund.» 
(Kroh/Tucci 2009: 821)

Ähnlich, und durchaus debattenprägend, sprach 
Wüst (2003: 37; 2006: 230 f.; 2011: 159) in diesem 
Zusammenhang lange Zeit von einem ethnisch-kul-
turellen Grundkonflikt – einer «cleavage» (Lipset/
Rokkan 1967) – zwischen einem von der CDU/CSU 
besetzten monokulturellen und einem von der SPD 
(und später dann auch von anderen linkspolitischen 
Parteien) vertretenen multikulturellen Gesellschafts-
konzept. Über mehrere Jahrzehnte hinweg, so Wüst, 
sei das Wahlverhalten migrantischer Wähler*innen in 
Deutschland von dieser Trennlinie geprägt gewesen: 
Spät-/Aussiedler*innen wählten – in Gestalt der CDU/
CSU – vorwiegend im Sinne eines monokulturellen 
Gesellschaftsbildes, Wähler*innen aus ehemaligen 
Anwerbeländern und insbesondere der Türkei über-
wiegend für eine multikulturelle Ausrichtung, die sie 
bei der SPD wiederfanden. Wie prägend diese Auf-
teilung noch Mitte der 2000er-Jahre war, zeigt Wüsts 
(2006: 231) Feststellung, dass die Berücksichtigung 
diverser soziodemografischer Differenzen innerhalb 
beider «Lager» die grundlegende Zweiteilung nur 
unwesentlich abschwächte (vgl. ausführlich Wüst 
2002: 189–216).
Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen Martin Kroh 
und Ingrid Tucci: Unterschiedliche Parteibindungen 
bei Spät-/Aussiedler*innen einerseits und Migrant*in-
nen aus ehemaligen Anwerbeländern andererseits, 
so die beiden Wissenschaftler*innen, 

«sind nicht durch Unterschiede in der sozialen Position 
oder in politischen Einstellungen zu erklären. Vielmehr 
liefern der Migrationshintergrund – und damit auch die 
Migrationsrahmenbedingungen – einen eigenständigen 
Beitrag zur Erklärung der Parteipräferenz von Migran-
tinnen und Migranten und deren Nachkommen» (Kroh/
Tucci 2009: 826).

Das heißt: Beim Wahlverhalten von Menschen mit 
Migrationshintergrund kommen zum einen allge-
meingültige Erklärungsfaktoren zum Tragen, die 
ebenso für Menschen ohne Migrationshintergrund 
gelten – etwa die soziale Lage oder die politische 
Orientierung. Zum anderen sind jedoch auch migra-
tionsspezifische Variablen unabdingbar, um das 
Wahlverhalten von Menschen mit Migrationshinter-

grund zu erklären (ausführlich dazu: Wüst/Faas 2018: 
20; Wittlif/Litta 2016: 826). Klassenspezifische und 
migrationsspezifische Erklärungsmuster greifen im 
Kontext «migrantischer Parteiidentifikation» demnach 
untrennbar ineinander und können kaum – bezie-
hungsweise nur auf Kosten einer drastischen Simplifi-
zierung einer vielseitig komplexeren Realität – aufein-
ander reduziert werden.
Jenseits der schwer zu klärenden Frage eines Pri-
mats von «Klasse» einerseits oder von «Migrationser-
fahrung», allgemeinen Ordnungsvorstellungen und 
Gesellschaftsbildern andererseits sind sich neuere 
Studien einig, dass es in den vergangenen Jahren zu 
einer merklichen Aufweichung lange bestehender 
Parteibindungen bei Wähler*innen mit Migrationshin-
tergrund gekommen ist (Goerres et al. 2018; Goerres 
et al. 2022b; Mayer et al. 2021: 84 f.; Wittlif et al. 2022: 
343–346). So schreibt etwa Wüst in einer seiner jünge-
ren Publikationen: «It may well be that the cultural cle-
avage loses some of its explanatory power. Aussiedler 
do now seem to be more reluctant in supporting the 
CDU/CSU, and in other immigrant-origin groups the 
SPD does no longer dominate» (2016: 2). Wie oben 
in Bezug auf die migrationspolitische Wandlung der 
SPD diskutiert, profitieren insbesondere Bündnis 90/
Die Grünen, DIE LINKE sowie die AfD von den brö-
ckelnden Parteiidentifikationen zwischen türkeistäm-
migen Deutschen und SPD einerseits und Spät-/Aus-
siedler*innen und CDU/CSU andererseits (Mayer et al. 
2021: 84 f.; Wittlif et al. 2022: 345).
Eine Studie von Alex Wittlif und Henriette Litta (2016), 
die auf Daten aus dem SVR-Integrationsbarometer 
2016 beruht, ist in diesem Kontext von besonderem 
Interesse, da sie die Parteibindungen von Wähler*in-
nen mit Migrationshintergrund vergleichsweise 
detailliert nach Herkunftsregionen aufschlüsselt. So 
unterscheiden die Autor*innen zwischen den fünf 
Herkunftsgruppen (1) Spät-/Aussiedler*innen, (2) 
türkeistämmige Deutsche, (3) EU-Zuwander*innen 
(bis einschließlich 2000), (4) EU-Neuzuwander*innen 
(ab 2001) sowie (5) Zuwander*innen aus der «übri-
gen Welt». Dabei bestätigt sich zunächst die schwin-
dende Bindung von Spät-/Aussiedler*innen an die 
CDU/CSU. Auch wenn die beiden Schwesterparteien 
bei dieser Gruppe immer noch einen Zustimmungs-
wert von 45 Prozent erzielen, liegt dies doch deutlich 
unter den Werten aus den frühen 2000er-Jahren, als 
sie durchschnittlich 65 Prozent verbuchte (Wittlif/
Litta 2016: 13). Entgegen den Ergebnissen aus jün-
geren Erhebungen (insbesondere Wittlif et al. 2022) 
zeigt die Gruppe der türkeistämmigen Deutschen 
bei Wittlif und Litta (2016: 14) noch eine starke Bin-
dung an die SPD, die hier – gefolgt von Bündnis 90/
Die Grünen (13,4 Prozent), DIE LINKE (9,6 Prozent) 
und CDU/CSU (6,1 Prozent) – einen Zustimmungs-
wert von fast 70 Prozent vorweist. Bei der Gruppe der 
EU-Zuwander*innen (bis 2000), die von ehemaligen 
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«Gastarbeiter*innen» und ihren Nachkommen domi-
niert ist, liegt ebenfalls die SPD vorn (41,3 Prozent), 
gefolgt von CDU/CSU (29,1 Prozent), Bündnis 90/Die 
Grünen (15,5 Prozent) sowie DIE LINKE (6,9 Prozent) 
(Wittlif/Litta 2016: 14). Von besonderem Interesse 
ist hier die Gruppe der EU-Neuzuwander*innen, die 
bisher kaum erforscht wurde. Polnische Migrant*in-
nen sind hier am stärksten vertreten, mit Rumänien 
und Bulgarien als nächstkleinere Herkunftsländer. Es 
ergibt sich folgende Verteilung: CDU/CSU (42,3 Pro-
zent), SPD (24,5 Prozent), Bündnis 90/Die Grünen 
(12,4 Prozent), DIE LINKE (10,7 Prozent) (Wittlif/
Litta 2016: 15).14 Trotz der in der zitierten Studie wei-
terhin hohen Zustimmungswerte von türkeistämmi-
gen Deutschen zur SPD wird ein tendenzielles Auf-
brechen etablierter Parteiidentifikationen bereits im 
SVR-Integrationsbarometer 2016 deutlich.
Neuere Studien bestätigen diesen Trend. So ermit-
telte die IMGES-I-Umfrage, die im Zuge der Bun-
destagswahl 2017 durchgeführt wurde, bei Spät-/
Aussiedler*innen nurmehr einen Zustimmungswert 
von 27 Prozent für die CDU/CSU, an zweiter Stelle 
kommt DIE LINKE (21 Prozent), an dritter die AfD 
(15 Prozent). Bei türkeistämmigen Deutschen liegt 
die Zustimmung zur SPD nur noch bei 35 Prozent, ein 
Wert, der jedoch weiterhin deutlich über dem offizi-
ellen Wahlergebnis der SPD bei der Bundestagswahl 
2017 (20,5 Prozent) liegt (Goerres et al. 2018: 6). In 
der vier Jahre später erfolgten IMGES-II-Studie, die 
allerdings nur in der Stadt Duisburg und nicht mehr 
bundesweit durchgeführt wurde, büßt die CDU gar 
ihren ersten Platz bei Spät-/Aussiedler*innen ein und 
findet sich mit nur 20 Prozent an dritter Stelle – hin-
ter SPD (30 Prozent) und Bündnis 90/Die Grünen 
(28 Prozent). Bei türkeistämmigen Deutschen kommt 
die SPD auf ebenfalls vergleichsweise bescheidene 
39 Prozent, gefolgt von CDU (17 Prozent) und Bünd-
nis 90/Die Grünen (15 Prozent) (Goerres et al. 2022b: 
14). Auch bei türkeistämmigen Deutschen schneidet 
die SPD jedoch weiterhin deutlich besser ab als im 
Gesamtergebnis der SPD bei der Bundestagswahl 
2021 (25,7 Prozent).
Auch wenn gruppenspezifische Parteibindungen 
somit nach wie vor zu beobachten sind, kann zusam-
menfassend gesagt werden: Die ehemals diagnos-
tizierte Zweiteilung von mono- und multikulturellem 
gesellschaftlichen Leitbild und entsprechend streng 
dualistischer «migrantischer Parteiidentifikationen» 
weicht zunehmend einer komplexeren Konstella-
tion, in der sich weder SPD noch CDU/CSU ihrem 
«traditionell» starken Rückhalt bei türkeistämmigen 
Deutschen bzw. Spät-/Aussiedler*innen sicher sein 
können (Mayer et al. 2021: 84 f.). Diese weitgehend 

14	 Auf die Gruppe «übrige Welt», die sich aus fast 100 Herkunftsländern zusammensetzt und damit kaum aussagekräftige Rückschlüsse zulässt, sei hier 
nur kurz verwiesen. Es ergibt sich folgende Verteilung: SPD (39,0 Prozent), CDU/CSU (19,0 Prozent), Bündnis 90/Die Grünen (16,9 Prozent), DIE LINKE 
(15,4 Prozent) (Wittlif/Litta 2016: 15 f.).

unumstrittene Erkenntnis wird in neueren Studien 
entlang einer Reihe von «migrationsspezifischen» 
Erklärungsfaktoren diskutiert. Auf drei dieser Fakto-
ren gehe ich im Folgenden genauer ein, da sie in der 
Literatur wiederholt angeführt werden.
Erstens ist der Faktor der Aufenthaltsdauer zu nen-
nen. Migrant*innen bilden in aller Regel erst nach 
mehreren Jahren eine Parteiidentifikation aus (Kroh/
Tucci 2009: 821 ff.; Wittlif et al. 2022: 339). Der typi-
sche zeitliche Verlauf kann nach Wittlif und Litta 
(2016: 10 f.) folgendermaßen zusammengefasst wer-
den: Nach einer gewissen «Orientierungsphase» in 
den ersten fünf Jahren des Aufenthalts in Deutsch-
land, in der nur etwa 30 Prozent neu angekommener 
Migrant*innen eine Parteiidentifikation angeben, 
steigt dieser Wert in den nächsten fünf Jahren auf 
über 50 Prozent. Nach mehr als zehn Jahren Auf-
enthalt unterscheidet sich die Stärke der Parteien-
bindung bei Migrant*innen (mehr als 70 Prozent) 
nur noch wenig von derjenigen bei Menschen ohne 
Migrationshintergrund. Ebenso treten interessante 
altersspezifische wie auch generationelle Effekte auf. 
Wittlif et al. etwa weisen in ihrer kürzlich erschiene-
nen Studie auf deutliche Unterschiede zwischen 
Altaussiedler*innen und Spätaussiedler*innen bezüg-
lich ihrer Parteipräferenzen hin:

«Bei Spät-/AussiedlerInnen, bei denen andere Erhebun-
gen zuletzt eine abnehmende Bindung an die Union 
auswiesen, zeigt sich […] ein differenziertes Bild: In 
der Gruppe der bis 1992 zugewanderten (Alt-)Aussied-
lerInnen tendieren noch ca. 50 % zur Union und damit 
deutlich mehr als unter Deutschen ohne Migrationshin-
tergrund. Der Zuspruch zur Union liegt damit 2018 nur 
wenig unter dem Zustimmungsniveau, das im Vorfeld der 
Bundestagswahl 2002 für Deutsche aus Polen und aus 
Rumänien gemessen wurde. […] Demgegenüber nei-
gen (ab 1993 zugereiste) SpätaussiedlerInnen nur noch 
zu 30 % der Union zu und präferieren deutlich stärker 
kleinere Parteien, darunter Die Linke […] sowie die AfD.» 
(Wittlif et al. 2022: 345)

Diese Erkenntnisse weisen darauf hin, dass sich die 
«Unwählbarkeit» linkspolitischer Parteien bei Zuwan-
der*innen aus dem postsowjetischen Raum in der 
jüngeren Generation merklich abgeschwächt hat 
(davon teilweise abweichend: Wittlif/Litta 2016: 19; 
grundlegend: Wüst 2011: 172 f.). Jedoch ist auch 
zu beachten, dass die AfD bei Spätaussiedler*innen 
deutlich höhere Zustimmungswerte erzielt als bei 
Altaussiedler*innen (16,9 zu 7,5 Prozent) (Wittlif et al. 
2022: 344). In der Gesamtgruppe der Spät-/Aussied-
ler*innen führt die Aufweichung der «traditionellen» 
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Bindung an die CDU/CSU also keineswegs zu einer 
einheitlichen Verlagerung des Stimmgewichts «nach 
links», sondern zu einer Verteilung sowohl ins linke als 
auch ins rechte Parteienspektrum.
Abweichungen zwischen erster und zweiter Gene-
ration lassen sich auch in Bezug auf türkeistämmige 
Deutsche identifizieren. Wie Goerres et al. (2018: 6) 
feststellen, tendierte bei der Bundestagswahl 2017 
die erste Generation deutschtürkischer Wähler*innen 
deutlich weniger stark zur SPD (29 zu 40 Prozent), 
aber zugleich stärker zur CDU/CSU (27 zu 14 Prozent) 
und zur LINKEN (23 zu 11 Prozent). Die naheliegende 
Annahme, dass sich die ehemals starke Bindung von 
türkeistämmigen Deutschen an die SPD eher noch in 
der ersten als in der zweiten Generation wiederfindet, 
kann mit Blick auf die IMGES-I-Studie demnach nicht 
bestätigt werden.
Zweitens sind migrationsspezifische Diskriminie-
rungserfahrungen von erheblicher Bedeutung (Wüst 
2011: 172 f.). Es gilt die Faustregel: Wer Diskriminie-
rungserfahrungen aufgrund seiner*ihrer migranti-
schen Herkunft gemacht hat, tendiert bei Wahlen zu 
linkspolitischen Parteien. Wie oben in Bezug auf den 
Themenkomplex «Migration, Einwanderungspoli-
tik, (Anti-)Diskriminierung» bereits diskutiert, zeigt 
sich auch hier die Zentralität der sachpolitischen 
Verortung der Parteien. Wittlif und Litta bringen den 
Zusammenhang auf folgende prägnante Formel:

«Wenn Zuwanderer ihre Herkunft als Hindernis für sozi-
alen Aufstieg wahrnehmen, weil sie deshalb benachtei-
ligt werden oder wurden, werden sie eher Parteien links 
der Mitte unterstützen. Denn diese Parteien setzen sich 
besonders stark für allgemeine Chancengleichheit (auch 
unabhängig von der Herkunft) und für Schutz vor Diskri-
minierung ein.» (Wittlif/Litta 2016: 22)

Wüst und Faas spezifizieren diese Erkenntnis mit 
Blick auf die relative «Unwählbarkeit» der CDU/CSU 
für Migrant*innen, die angeben, selbst Benachteili-
gung erfahren zu haben:

«In der SVR-Studie des Jahres 2016 wurde gezielt nach 
persönlichen Diskriminierungserfahrungen gefragt und 
diese in Bezug zur Parteineigung gesetzt. […] Dabei zeigt 
sich ein sehr ähnliches Muster […]: Während die Neigung 
für die Unionsparteien von 30 % (keine Diskriminierung 
erfahren) auf 14 % (hoher Grad an erfahrener Diskrimi-
nierung) sinkt, steigt analog die Präferenz für Parteien der 
politischen Linken von 62 % auf 76 %.» (Wüst/Faas 2018: 
19 f.).

Drittens sind geschlechtsspezifische Differenzen für 
die Parteiidentifikation von Wähler*innen mit Migra-
tionshintergrund auffällig. Auch wenn diese in den 
gesichteten Publikationen kaum thematisiert wer-
den, sei hier umso mehr auf Wittlifs und Littas (2016: 

11 f.) Feststellung verwiesen, dass Frauen mit Migra-
tionshintergrund merklich seltener eine Parteibin-
dung angeben als Männer mit Migrationshintergrund 
(ähnlich in Bezug auf die Wahlbeteiligung: Wüst/Faas 
2018: 13). In konkrete Zahlen übersetzt bedeutet dies, 
dass

«bei den Spät-/Aussiedlern nur 62,0 Prozent der Frauen, 
jedoch 79,3 Prozent der Männer an[geben], dass sie eine 
Partei in Deutschland bevorzugen. Ähnlich groß ist die 
Lücke bei den Türkeistämmigen (Frauen: 63,4 %; Män-
ner: 78,6 %) und bei denen, die seit 2001 aus der EU 
zugewandert sind (Frauen: 46,4 %; Männer: 55,1 %).» 
(Wittlif/Litta 2016: 11)

Ohne einen allumfassenden Erklärungsanspruch zu 
erheben, weisen die Autor*innen darauf hin, dass ver-
geschlechtlichte Rollenbilder und eine damit verbun-
dene geschlechtsspezifische Arbeits- und Aufgaben-
teilung hier eine entscheidende Rolle spielen könnten. 
Mit anderen Worten: Männer, die sich entsprechend 
tradierten Rollenbildern mehr in der maskulinisier-
ten, öffentlichen Sphäre von Lohnarbeit und Beruf 
bewegen, bilden schneller eine Parteibindung aus 
als Frauen, die sich in der feminisierten Sphäre von 
Familie und Haushalt wiederfinden. Zu fragen wäre 
hier weiterführend, ob der Befund einer geschlechts-
spezifischen Stärke der Parteiidentifikation vor allem 
für die Generation der «Gastarbeiter*innen» und ihre 
Familien gilt und ob andersherum eine Abnahme die-
ses Trends bei jüngeren Generationen zu beobachten 
ist, da sich vergeschlechtlichte Rollenbilder eventu-
ell abgeschwächt haben. Dies kann im Rahmen des 
vorliegenden Literaturberichts nicht genauer geklärt 
werden. Ebenso wenig kann hier beantwortet wer-
den, ob die relative Unsichtbarkeit des Differenzfak-
tors Geschlecht in den gesichteten Studien der tat-
sächlichen statistischen Ausgeglichenheit zwischen 
dem Wahlverhalten von männlichen und weiblichen 
Wähler*innen mit Migrationshintergrund geschuldet 
ist oder ob hier ein «blinder Fleck» der empirischen 
Wahlforschung zutage tritt, der auf tieferer, erkennt-
nistheoretischer Ebene anzusiedeln ist.
In Abschnitt 5 wurde das Wahlverhalten von Men-
schen mit Migrationshintergrund in Deutschland 
untersucht. Entlang des Michigan-Modells wurden 
die drei Dimensionen «Bewertung der Sachpolitik 
von Parteien», «Bewertung aufgestellter Kandidat*in-
nen« sowie »längerfristige Parteiidentifikation» näher 
beleuchtet. Abschließend ist festzuhalten, dass ers-
tens die Sachpolitik verschiedener Parteien, insbe-
sondere in Bezug auf das Themenfeld «Migration, 
Staatsbürgerschaft und (Anti-)Diskriminierung», eine 
zentrale Rolle für das Wahlverhalten von Menschen 
mit Migrationshintergrund spielt (Wittlif et al. 2022: 
348 ff.). Gerade wenn individuelle oder kollektive Dis-
kriminierungserfahrungen gemacht wurden, tendie-
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ren Wähler*innen mit Migrationshintergrund zu Par-
teien im linken politischen Spektrum, da sie sich mit 
ihren Interessen hier stärker vertreten fühlen (Wittlif/
Litta 2016: 21 f.). Zweitens zeigt sich mit Blick auf 
die Bewertung zur Wahl stehender Kandidat*innen 
ein widersprüchliches Bild. Zwar wurde wiederholt 
festgestellt, dass Kandidat*innen mit Migrations-
hintergrund von Wähler*innen mit ähnlicher Migra-
tionsgeschichte bevorzugt werden (Wüst 2016: 3). 
Zugleich kommen andere Studien jedoch zu dem 
Ergebnis, dass auch bei Wähler*innen mit vergleich-
barem Migrationshintergrund die vertretenen Sachin-
halte einer*eines Kandidat*in schwerer wiegen als 

ihre Biografie (Wittlif et al. 2022: 348). Mit Blick auf 
die Dimension der Parteiidentifikation zeigt sich drit-
tens, dass auch hier allgemeine und migrationsspe-
zifische Faktoren zum Tragen kommen. Während 
klassenspezifische Unterschiede – etwa bei formalem 
Bildungsgrad und sozialer Lage – bei Wähler*innen 
mit und ohne Migrationshintergrund gleichermaßen 
bestimmte Parteibindungen erklären können, lässt 
sich die Parteibindung von Wähler*innen mit Migra-
tionshintergrund nicht ohne migrationsspezifische 
Variablen wie Aufenthaltsdauer, Diskriminierungser-
fahrungen oder auch Geschlecht befriedigend erklä-
ren (Kroh/Tucci 2009: 826).

6 SCHLUSS: ERGEBNISSE, OFFENE FRAGEN UND EMPFEHLUNGEN 
FÜR DAS WEITERE VORGEHEN

Die vorliegende Literaturstudie beschäftigt sich 
mit den politischen Einstellungen und dem Wahl-
verhalten von Menschen mit familiärer Einwande-
rungsgeschichte in Deutschland. Dazu wurden 21 
einschlägige Publikationen vor allem aus der empiri-
schen Wahlforschung seit den frühen 2000er-Jahren 
berücksichtigt und einer qualitativen Inhaltsanalyse 
unterzogen. Zunächst kann festgehalten werden: 
Sowohl die empirische Wahlforschung als auch breit 
gefächerte staatliche und zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen zeigen ein zunehmendes Interesse an den 
politischen Orientierungen von Menschen mit fami-
liärer Einwanderungsgeschichte. Dementsprechend 
nimmt die Anzahl an Studien mit Fragestellungen 
rund um den Themenkomplex politische Orientierun-
gen, Wahlbeteiligung und Wahlverhalten «migranti-
scher» Wähler*innen und Herkunftsgruppen zu. Dem 
wachsenden Interesse der Forschung steht jedoch 
weiterhin eine recht dünne Datenlage bezüglich des 
Wahlverhaltens und der politischen Einstellungen von 
Menschen mit Migrationsgeschichte in Deutschland 
gegenüber. Dies hat nicht zuletzt damit zu tun, dass 
die enorme Vielfalt an Migrationsregimen, -erfahrun-
gen und Herkunftsländern, die sich hinter dem Sam-
melbegriff «Migrationshintergrund» verbergen, wenn 
überhaupt nur mit erheblichem forschungsprakti-
schem Aufwand empirisch abgebildet werden kann. 
Dementsprechend wurden bislang meist nur größere 
migrantische Gruppen – vor allem türkeistämmige 
Deutsche und Russlanddeutsche – genauer unter-
sucht. Dennoch lassen sich auf Grundlage der beste-
henden Literatur einige Erkenntnisse festhalten.
Mit Blick auf die Wahlbeteiligung kann die Existenz 
einer immigrant participation gap als zentraler Befund 
festgehalten werden. Die Beteiligungslücke zwischen 
Wahlberechtigten mit und ohne familiärem Migrati-

onshintergrund ist sowohl auf Bundes- wie auf Län-
derebene zu beobachten und beträgt im Mittel zwi-
schen 15 und 20 Prozent. Dieser Sachverhalt wird 
in der empirischen Wahlforschung entlang des Civic 
Voluntarism Model erklärt (Verba et al. 1995). Neben 
die drei allgemeinen Erklärungszusammenhänge – 
individuelle «Ressourcenausstattung», «Motivation» 
und «Mobilisierung» treten aus migrationsspezifi-
scher Sicht drei weitere wichtige Variablen: Erstens 
verkleinert sich die immigrant participation gap mit 
zunehmender Aufenthaltsdauer: Migrant*innen, die 
länger als 20 Jahre in Deutschland gelebt haben, 
erzielen ähnlich hohe Beteiligungswerte wie gebür-
tige Deutsche. Zweitens gilt: Menschen mit familiärer 
Einwanderungsgeschichte, die Diskriminierungser-
fahrungen aufgrund ihrer Herkunft gemacht haben, 
beteiligen sich deutlich seltener an Wahlen. Drit-
tens schließlich spielt auch das Herkunftsland eine 
Rolle. Einerseits erhöht die politische Sozialisation 
in einer liberalen Demokratie die Wahrscheinlichkeit 
einer Wahlbeteiligung. Andererseits beteiligen sich 
Wahlberechtigte aus zahlenmäßig «größeren» Her-
kunftsländern – zum Beispiel der Türkei – öfter als 
Migrant*innen aus kleineren Communitys, was wie-
derum mit dem Faktor Mobilisierung erklärt werden 
kann. Für Parteien ist es schlichtweg gewinnbringen-
der und weniger aufwendig, größere migrantische 
Gruppen anzusprechen und damit zu mobilisieren.
Wie für die Wahlbeteiligung gilt auch für das Wahl-
verhalten, dass etablierte Theoriemodelle der empi-
rischen Wahlforschung sowohl für Bürger*innen 
mit als auch ohne Migrationshintergrund Geltung 
behalten. Beim Wahlverhalten hat sich das soge-
nannte Michigan-Modell (Campbell et al. 1960) weit-
hin durchgesetzt. Es identifiziert die Dimensionen (1) 
Beurteilung politischer Sachfragen, (2) Einschätzung 
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der zur Wahl stehenden Kandidat*innen sowie (3) Vor-
handensein einer Parteiidentifikation als wichtigste 
Einflussfaktoren für das individuelle Wahlverhalten. 
Entlang jeder dieser Dimensionen können sowohl 
migrationsspezifische als auch migrationsunspezifi-
sche Beobachtungen gemacht werden.
Erstens gilt: Politische Sachfragen spielen eine 
erhebliche Rolle bei der Wahlentscheidung von Bür-
ger*innen mit familiärer Einwanderungsgeschichte. 
Insbesondere die politische Haltung von Parteien 
gegenüber Fragen der Migrationspolitik, von Rassis-
mus und (Anti-)Diskriminierung haben einen erheb-
lichen Einfluss auf Wähler*innen, die selbst Diskri-
minierungserfahrungen gemacht haben. Innerhalb 
letzterer Gruppe besteht eine klare Tendenz zu links-
politischen Parteien, die in der Regel vergleichsweise 
migrationsfreundliche Positionen vertreten (Wittlif et 
al. 2022: 348 ff.). Zweitens ergibt sich mit Blick auf 
die Bewertung zur Wahl stehender Kandidat*innen 
ein durchaus widersprüchliches Bild. Einerseits gibt 
es Hinweise darauf, dass Kandidat*innen mit ähnli-
cher familiärer Migrationsgeschichte von entspre-
chenden Wähler*innen tendenziell häufiger gewählt 
werden (Goerres et al. 2022b: 13). Andererseits kann 
festgehalten werden, dass die von Politiker*innen 
vertretenen politischen Inhalte mitunter durchaus 
schwerer wiegen als eine eventuelle Identifikation 
aufgrund ähnlicher Herkunft (Wittlif et al. 2022: 348). 
Es kann daher von einer komplexen und kontextspe-
zifischen Dynamik zwischen politischen Inhalten und 
personeller Repräsentation ausgegangen werden. 
Mit Blick auf die wichtige Dimension längerfristiger 
Parteiidentifikation zeigt sich drittens, dass auch 
hier allgemeine und migrationsspezifische Faktoren 
zum Tragen kommen. Während klassenspezifische 
Unterschiede – etwa bei formalem Bildungsgrad 
und sozialer Lage – bei Wähler*innen mit und ohne 
Migrationshintergrund gleichermaßen bestimmte 
Parteibindungen erklären können, lässt sich die Par-
teibindung von Wähler*innen mit Migrationshinter-
grund nicht ohne migrationsspezifische Variablen wie 
Aufenthaltsdauer, Diskriminierungserfahrungen oder 
auch Geschlecht befriedigend erklären.
Zusammenfassend lässt sich festhalten: Sowohl 
migrationsspezifische als auch migrationsunspezifi-
sche Faktoren spielen in Bezug auf Wahlbeteiligung 
und Wahlverhalten von Bürger*innen mit familiärer 
Migrationsgeschichte eine wichtige Rolle. Im Rahmen 
der vorliegenden Literaturstudie war es allerdings 
nicht möglich, eine genauere Analyse des dynami-
schen Zusammenspiels von «Klasse» und «Migration» 
in Bezug auf verschiedene Dimensionen der politi-
schen Einstellungen von Wähler*innen mit familiärer 
Migrationserfahrung herauszuarbeiten. Die grund-
legende Schwierigkeit bestand in der methodischen 

Lücke zwischen der empirischen Wahlforschung und 
dem weitaus komplexeren Zusammenhang zwischen 
den Strukturkategorien «Klasse» und «Migration». 
Während die empirische Wahlforschung vornehmlich 
quantitativ vorgeht und zumeist in einfachen Kausalzu-
sammenhängen empirisch abfragbare Variablen ana-
lysiert, ließe sich der historische Zusammenhang zwi-
schen «Klasse» und «Migration» meiner Einschätzung 
nach nur mithilfe einer weiterführenden qualitativen 
Studie näher erschließen. Für eine solche Studie liefert 
der vorliegende Literaturbericht empirisch belastbare 
Ausgangspunkte. Die Frage nach den inneren Zusam-
menhängen zwischen klassen- und migrationsspezifi-
schen Dynamiken einerseits und den politischen Ein-
stellungen und dem Wahlverhalten von Wähler*innen 
mit familiärer Einwanderungsgeschichte andererseits 
kann auf Grundlage der gesichteten Literatur aller-
dings nicht befriedigend beantwortet werden. Dem-
entsprechend möchte ich abschließend einige kurze 
Empfehlungen und Hinweise für eine eventuell nach-
folgende qualitative Studie geben.
Auch eine qualitativ vorgehende Nachfolgestudie 
sollte den fortschreitenden Kenntnisstand der empi-
rischen Wahlforschung keineswegs aus dem Blick 
verlieren. Nähere Kontakte zu und eventuelle Koope-
rationen mit einzelnen Wissenschaftler*innen und 
ganzen Forschungsteams bieten sich hier an. Zu nen-
nen sind zum einen das IMGES-Projekt um Profes-
sor Achim Goerres (Universität Duisburg) sowie die 
Arbeiten einzelner Forscher*innen wie etwa Andreas 
M. Wüst (Universität Bayreuth), Alexander Wittlif 
(Sachverständigenrat für Integration und Migra-
tion) oder Thorsten Faas (Freie Universität Berlin). 
Zweitens halte ich es für empfehlenswert, bei einer 
Nachfolgestudie ein gesondertes Augenmerk auf 
den Begriff Klasse und sein Verhältnis zu Dynamiken 
der Migration zu werfen. Dies könnte sowohl auf der 
Ebene einer theoretischen Reflexion geschehen als 
auch mit Blick auf die Frage, wie – und mit welchen 
methodischen Schwierigkeiten verknüpft – die Struk-
turkategorie Klasse empirisch erfasst werden kann. 
Kurz gesagt: Die oben angesprochene Lücke zwi-
schen Empirie und Theorie sollte durch eine adäquate 
methodologische Reflexion explizit gemacht und, 
bestenfalls, überbrückt werden. Drittens lohnt es 
sich, genauer über den Erhebungsort einer solchen 
Studie nachzudenken. Vor dem historischen Hinter-
grund der politischen Sozialisierung nicht unwesent-
licher Teile migrantischer Wähler*innengruppen am 
Ort des Betriebes und der Fabrik (Weis 2023) lohnt es 
sich zu fragen, welche Arbeits- und Lebensorte sich 
heute für eine qualitative Befragung von migranti-
schen Bürger*innen anbieten. Dass diese Orte weit-
aus breiter gestreut sind als die fordistische Fabrik der 
Nachkriegsjahrzehnte, steht außer Frage.
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